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Die deutsche Münzkonvention vom 24. Januar 1857 
volkswirtschaftlich und politisch betrachtet. 



Von Dr. Schaffte. 



Zweiter Artikel. 1 ) 

Indem wir zur speciellen Erörterung und Kritik des Januar- 
vertrags übergehen, wird es unserem exegetisch kritischen Zweck 
am meisten entsprechen, wenn wir uns an die Reihenfolge der 
Verlragsfestsetzungen halten. 

Mttnzfuss und Rnrant-Silberansmfinzung. 

Die Artikel 1 — 13 des Hauptvertrags nebst den zugehörigen 
(einen integrirenden Theil der Münzkonvention bildenden) Se- 
paratartikeln betreffen die Münzfüsse und die Kurant-Silberaus- 
münzung. 

Artikel 1 des Hauptvertrags setzt fest, dass das Zollpfund 
im Gewicht von 500 französischen Grammen , d. h. von einem 
halben Kilogramm, sämmtlichen Ausmünzungen zur Grundlage 
dienen und auf den Münzstätten der vertragenden Staaten als 
ausschliessliches Münzgewicht eingeführt werden und dass es eine 
selbstständige Eintheilung in Tausendtheile mit weiterer dezimaler 
Abstufung empfangen soll. In näherer Ausführung dessen be- 
stimmt der erste der acht Separatartikel des Vertrags, dass die 
Münzstätte in Berlin sämmtlichen Münzstätten der vertragenden 
Staaten ein vergoldetes Gewicht, auf Verlangen mit Einsatz, 
anfertige, und dass regelmässig, des Jahres wenigstens Ein Mal, 
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eine Vergleichung sämmtlicher Gewichtsstücke mit den Normal- 
stücken vorgenommen werde; für den Fall dass eine Münzstätte 
es wünschenswerth finden sollte, ihre Normalgewichtsstücke von 
anderer Seite revidiren zu lassen, so hat solches in Berlin zu 
geschehen; den Münzvorständen ist die Verpflichtung aufzuer- 
legen, je nach dem stärkeren oder geringern Gebrauch die Ge- 
wichtsstücke unter steter Beaufsichtigung zu erhalten. 

Die Aufmerksamkeit, welche kraft dieser Bestimmungen der 
Reinerhaltung der auf den Münzstätten gebrauchten Gewichts- 
stücke und damit indirect der Aufrechterhaltung des Mttnzfusses 
gewidmet ist, spricht für sich selbst. Eine Bemerkung heischt 
nur die Wahl des Zollpfunds im Allgemeinen , d. h. die Besei- 
tigung der Kölnischen Mark zu 233,855 Gramm durch das Zoll- 
pfund zu 500 Gramm. 

Das Zollpfund wird mit dem 1. Jan. 1858 in einem grossen 
Tlieile Deutschlands und wohl bald in ganz Deutschland allge- 
meines Handelspfund werden. Es ist daher durcK Adoption des 
Zollpfunds zum Münzgrundgewicht die Einheit des Münz- und 
Handelsgewichtes, wie sie auch früher durch den allgemeineren 
Gebrauch der Mark Kölnisch oder eines Vielfachen dieser lezteren 
bestand, auf neuer Grundlage wieder angebahnt. Auch Oestreich 
tritt im Münzgewichl in die Consequenz der Zollgemeinschaft 
und verlässt sein bisheriges factisches Münzgewicht, welches sehr 
abwich, die Wiener Mark. 

Die hiemit erzielte oder angebahnte Conformität des Münz- 
und des Handelsgewichts ist an sich erfreulich, wie jede Ver- 
einfachung in Maass und Gewicht es ist. Doch ist ihr in öffent- 
lichen Beurteilungen des Vertrags ein ganz ungebührliches 
Gewicht beigelegt worden. Für die Münzstätten ist es ganz 
gleichgiltig mit welchem Gewicht sie wägen und ob dieses eine 
decimale Untertheilung hat oder nicht; der Münztechniker und 
Münzbeamte hat in Beziehung auf die Gewichtsstücke, womit er 
rechnet, nur die Eine Rücksicht, dass dieselben richtig gearbeitet 
seien und voll erhalten werden; Beides ist bei der Köln. Mark 
und ihren Theilen so gut möglich wie beim halben oder ganzen 
Kilogramm. Auch der grosse Geldverkehr, welcher wäo;t und 
ins Ausland Sendungen nach dem lauteren Feingewicht macht. 

18* 
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hat durch die Zugrundlegurig des halben Kilogramms so wie 
sie staltgefunden hat, nichls gewonnen. Dadurch dass das Zoll- 
pfund fein und nicht das Zollpf. Prägemelalls etwa in der Mischung 
von 9 : 1 zu Grunde gelegt ist, und durch die bei den ange- 
nommenen MünzfUssen unbequeme Theilung mit 30, 45 und 
52 Vs ist das Gewicht der hauptsächlichen Münzstücke nach Gram- 
men mit den eckigsten ßruchtheilen behaftet worden. Es ist na- 
mentlich gar keine einfache Gewiclilsgleichung gegen das. Fran- 
kensystem gewonnen, welches auf die Einheit : der Frank = 5 
Gramm Prägesilber in der Mischung von 9:1 — sich gründet. 
Es gehört daher, wie ein Beurtheiler des Münzverlrags mit Recht 
bemerkt hat, ein „höchst bereitwilliger Enthusiasmus" dazu, in 
der Annahme des Zollpfunds zur Münzgewichtseinheit eine we- 
sentliche Erleichterung des rechnenden und wägenden grossen 
Geldverkehrs oder eine Verbrüderung mit dem franz. Münzsystem 
zu erblicken. 

Ueberdiess fragt es sich, ob selbst ein wirklicher Gewichts- 
einklang des französischen und des gesammtdeulschen Münz- 
systems zur Zeit und Angesichts der in Frankreich im Vollzug 
begriffenen Umwälzung des Münzsystems überhaupt wünschens- 
wert und ob der jetzige Augenblick der geeignete wäre, auf 
eine Concordanz mit dem französ. System zu dringen, während 
dieses nicht unwahrscheinlich einer baldigen Veränderung ent- 
gegen sieht und demnach die gewonnene Uebereinstimmung sehr 
leicht von kürzester Dauer sein könnte. 

Wir haben schon im ersten Artikel mit Zahlen nachgewie- 
sen , dass in Frankreich die Goldwährung mit Riesenschritten 
zum factischen Siege gelange. Seitdem verlautet, dass die franz. 
Regierung eine Systeinsänderung, Beseitigung der Doppelwäh- 
rung und Sanctionirung der faclisch herrschenden einfachen 
Goldwährung, ins Auge gefasst habe; sie hat wenigstens eine 
Sachverständigen -Kommission zur Inbetrachlnahme des Gegen- 
standes eingesetzt. 

Möglich, dass das jetzige System der Doppelwährung oder 
vielmehr zweier stets mit einander kämpfender Währungen noch 
einige Zeit anhalten wird. Würden aber selbst dann von einem 
Zusammenklang des Münzgrundgew ichts und der Legirung in 
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den Ländern des Frankensystems und in Deutschland Vorlheile 
für das Verkehrsleben des lezteren zu erwarten sein? Diess 
kann mit Fug in Frage gestellt werden. 

Wir kommen weiter unten auf eine Bemerkung näher zu 
sprechen, welche Hof mann in seiner berühmten Monographie 
über das Geld gemacht hat und welche — scheinbar paradox — 
eine Grundwahrheit ist, die dem nur zu häufig oberflächlichen 
Münzkosmopolitismus und Einheilsdrang nicht genug zur Beher- 
zigung empfohlen werden kann. Die genannte Auclorität be- 
merkt nämlich : alle Nennwcrlhskoncordanz der Münzen benach- 
barter Staaten sei illusorisch und geradezu vom Uebel, so lang 
nicht hüben und drüben die gleichmässige Handhabung derselben 
Münzverwaltungsgrundsätze gesichert sei; fehle die Ieztere Vor- 
aussetzung, so sei die strenge und geflissentliche Sonderung der 
Gewichts- und Werthsverhältnisse der Landesmünzen das weit- 
aus vorzüglichere, da hiemit wenigstens jedes Münzsystem sich 
zu halten vermöge, statt dass sämmtliche unhaltbar werden und 
alle die Reinheil ihres Münzfusses einbüssen. 

Diess ist kein Paradoxon und der Satz muss namentlich bei 
den heuligen französ. Münzzuständen dem deutschen Müuzkos- 
inopolitismus gegenüber geltend gemacht werden. Sei es dass 
man eine mit der Gewichlsgrundlage und Legirung des Fran- 
kensystems völlig gleichmässige Basis angenommen oder vollends 
nur, wie vorgeschlagen gewesen, das 2V3 fl-Stück süddeutsch 
(dem Fünffranken -Stück nahezu aber nicht ganz gleich) zur 
Vereinsmünze erhoben hätte, so hätte man statt einer franzö- 
sich - deutschen Münzeinheit wahrscheinlich doch nur eine be- 
denkliche Vermischung und gegenseitige Verunreinigung bei- 
der Systeme erhalten, so lange nicht die französische und 
sämmtliche deutschen Münzverwaltungen ganz gleichmässige 
Grundsätze befolgten. Die von den Grenzen wechselsweise ins 
Innere vordringende Vermischung wäre unter den Conjunkturen, 
welchen der Silbermünzschatz der Frankenwährungsländer zur 
Zeit unterworfen ist, ganz besonders gefährlich. Das Gold 
strömt in den Ländern der Frankenwährung mit Macht ein und 
das Silber weg. Dieser Wechselströmung vermögen sich noto- 
rischer Weise auch diejenigen Länder des Frankensystems, welche 
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einfache Währung haben, kaum zu erwehren; der Andrang der 
Goldfrankenslücke hat ihre silberne Währungsbasis beträchtlich 
geschmälert. Sätze wie der bekannte, dass ein Land die ihm 
nöthige Münze in Währungsmetall nach dem Maasse des wirk- 
liehen Bedarfs sich zu erhalten vermöge, können gegen die an- 
gerührte Erfahrungstatsache kaum aufkommen. Dringen doch 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen selbst in die deutsche 
Circulation die Goldfranken in ganz ungewöhnlicher Menge ein, 
wie Jeder bemerkt, welcher dem praktischen Geldverkehr nahe 
steht. 

Ginge aber Frankreich, wie es nicht unwahrscheinlich ist, 
bald zum System einfacher Goldwährung über, so würde eine 
jezt mühsam hergestellte Werlhsconcordanz der deutschen und 
der französichen Silbermünzen höchst wahrscheinlich dennoch 
verwischt werden. 

Allein, wie bemerkt, ist in Folge der Grundlegung feinen 
Silbers und wegen der durch die gewählten Münzfüsse bewirkten 
unbequemen Theilung des Zollpfundes von jener Uebereinstim- 
mung gar nicht die Rede. Es haben z. B. an 
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Keine der neuen Silbermünzen lässt sich in Gramm ohne 
unendliche Dezimalbrüche ausdrücken, während die französischen 
Silbermünzen sämmtlich einfach in Grammen sich ausdrücken 
sowohl nach Fein- als nach Bruttogewicht. Die Zugrundlegung 
des Zollpfundes fein mit decimaler Unterabtheilung dient daher 
keinem nennenswerthen praktischen Interesse des Geldwechslers, 
noch der internationalen Gleichheit des Münznenn werths, mit 
welcher übrigens eventuell ein sehr zweifelhafter Erfolg errungen 
worden wäre. Wirklich gehört also ein „höchst bereitwilliger 
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Enthusiasmus" dazu, in der Annahme des Zollpfunds fein statt 
der Kölnischen Mark einen Cardinalfortschrilt zu erkennen. 

Art. 2 und 3 sanklioniren den Grundsatz der einfachen 
Währung in Silber, worüber wir uns schon ausgesprochen 
haben, und nehmen des Weiteren die dreifache Theilung des Zoll- 
pfunds in die drei Landesmünzfusse vor, wonach im Thalergebiet 
30 Thaler, im südostdeutschen 45 fl., im südwestdeutschen Münz- 
gebiet 52'/ 2 fl. aus dem Zollpfund feinen Silbers auszubrin- 
gen sind. 

Der Thalerfuss umfasst 17 Staaten mit 23 Millionen Ein- 
wohner, der Fünfundvierzig-Gulden-Fuss Oestreich und Lichten- 
stein mit 35 Millionen Seelen , der südwestdeutsche Münzfuss 
umfasst 11 Staaten mit 9 — 10 Millionen Einw. Ausserhalb, der 
Münzkonvention stehen ausser Luxemburg, Holstein, beiden 
Mecklenburg die drei Hansestädte, welche das in Wien geschaf- 
fene Werk — mit welchem Recht wird die Zukunft lehren — 
nicht für ein definitives angesehen zu haben scheinen und dess- 
halb dem in Handelsstädten strenge gewürdigten Grundsatz folg- 
ten, in Münze und Maass grössere Veränderungen nur dann vor- 
zunehmen, wenn eine wirkliche, haltbare und definitive Verbesse- 
rung dadurch erzielt wird. 

Die angeführten Zahlenverhältnisse dringen die Bemerkung 
auf, dass das Gesetz der Schwere bei der Münzvereinbarung 
nicht zur Geltung gekommen ist, soferne der weitaus grösste 
Länder- und Völkerkomplex die beiden andern sich nicht nur 
nicht assimilirt hat, sondern vielmehr das norddeutsche Gebiet 
durch Vereinbarung des Thalers zur Vereinsmünze als herrschend 
sich bethätigt hat. 

Die forthinige Ausschliesslichkeit der drei neuen MünzfUsse 
wird durch Artikel 5 des Hauptvertrags und die Separatartikel 
II und HI gewahrt. Von derselben wird nur zu Gunsten Oest- 
reichs die unbedenkliche Ausnahme gemacht, dass es noch ferner 
sogenannte Levantiner Thaler mit dem Bilde der Kaiserin Maria 
Theresia und mit der Jahreszahl 1 780 im damaligen Schrot und 
Korn als Handelsmiiitze ausprägen darf. In Oestreich und Lich- 
tenstein hat der neue ausschliessliche 45-Fl.-Fuss spätestens bis 
1. Januar 1859 in Kraft zu treten. 
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Der Thalerfuss ist der Fuss der Vereinsmünzen. 

Nach Artikel 8 des Hauplvertrags sollen nämlich „zur Ver- 
mittlung und Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs" zwei 
Hauptsilbermünzen unter der Benennung Vereinst haier aus- 
geprägt werden, nämlich: 1) das EinvercinslhalerstUck = l'/i 
fl. öslreichischer und = l 3 / 4 fl. süddeutscher Währung und 2) 
das Zweivereinsthalerslück = 2 Thaler der Thalerwährung , = 
3 fl. Ostreich, und = 3'/j fl. süddeutscher Währung. Durch 
Art. 9 werden „die von den in der Münzkonvention vom 
30. Juli 1838 verbundenen Staaten bisher in der Eigenschaft 
einer Vereinsmünze ausgeprägten 2 Thlr.- (3'/2 fl.-) Stücke 
den Vereinsmünzstücken in jeder Beziehung gleichgestellt. Den 
der allgemeinen Münzkonvention vom 30. Juli 1838 gemäss, 
sowie den vor 1839 im bisherigen Thalerfusse ausgeprägten 
Thalerslücken wird in allen vertragenden Staaten die unbeschränkte 
Giltigkeit gleich den eignen Landesmünzen zugestanden, so dass 
deingemäss die alten Thaler hinter den Vereinsthalern nur etwa 
dadurch zurückstehen, dass sie nicht wie diese (Arlik. 8) selbst 
eine private Festsetzung der Zahlung in anderer Münze ohne 
Weiteres umslossen können. 

Durch Artikel 4 des Hauplvertrags werden die gleichnamigen 
Stücke des allen 24 '/j Gulden- und 14-Thaler-Fusses denen des 
neuen 52 '/2-Gulden- und 30-Thalerfusses gleichgestellt „derge- 
stalt, dass bei allen Zahlungen und Verbindlichkeiten, soferne 
nicht die Zahlung in Vereinsmünzen ausdrücklich bedungen ist, 
ein Unterschied zwischen beiderlei gleichnamigen Münzen nicht 
gemacht werden darf." 

Als zulässige kleinste in dem Landcsmünzfuss auszuprägende 
Theilstücke der Hauptmünzen werden anerkannt: 
das '/6-Thalerslück im 30-Thaler-Fuss, 
das '/4-fl-Stück im 45-F1.-F., 
das '/* A.-Stück im 52'/i-Fl.-F. 

Die Tabelle der neben den Vereinsmünzslücken künftig 
allein stattfindenden Ausmünzung grober Silbermünzen (Courant- 
Münze) wird in Ziffer 4 des Separatartikels III folgendermassen 
festgestellt : 

a) nach dem 30-Thalerfusse : 
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in Vö Tlialcrslücken und für das Königreich Sachsen zu- 
gleich in V3 Thalerstücken, 

b) nach dem 45-FI.~Fusse : 

in 2 fl.-, 1 fl.- und 'J4 fl.-Stücken, 

c) nach dem 52'/r-fl.-Fusse : 

in 2 fl.-, 1 fl.-, Vs fl.- und '/ 4 fl.-Stücken. 

Die Ausprägung des bisherigen Ein-Thaler-Slückes als Lan- 
desmünze hört also auf; Ziff. 5 des Separatartikels III bestimmt 
nämlich: „Die Ausprägung des bisherigen Einthalerstückes im 
14-Thalerfusse (30 - Thalerfusse) ist Seitens der betreffenden 
Regierungen gleichzeitig mit der Einführung des neuen Münz- 
gewichles einzustellen." 

Durch Artikel 6 des Hauplvertrags verpflichten sich sämmt- 
liche vertragende Staaten, bei der Ausprägung ihrer groben 
Silbermünze den Landesmünzfuss genau einhalten zu wollen, 
sowohl bei HauptmUnzen als bei deren Theilslücken und die 
möglichste Sorgfalt darauf verwenden zu lassen, dass auch die 
einzelnen Stücke durchaus vollhaltig und vollwichtig ausgemünzt 
werden. Sie vereinigen sich insbesondere gegenseitig zu dem 
Grundsalze, dass unter dem Vorwande eines sogenannlen Reme- 
diums an dem Gehalte oder Gewichte der Münzen Nichts gekürzt, 
vielmehr eine Abweichung vom dem den lezleren zukommenden 
Gehalte oder Gewichte nur insoweit nachgesehen werden dürfe, 
als eine absolute Genauigkeit nicht eingehalten werden kann. 
Hiezu setzt Separatartikel IV weiter fest, dass die Ausprägungen 
jeder Art stets und ohne Ausnahme auf unmittelbare Rechnung 
der Staatskasse bewirkt weiden , dass die Prüfung des Feinge- 
halls der benüzten Schmelzmassen wenigstens durch zwei ein- 
ander je unter eigener Verantwortlichkeit kontrolirende Beamte 
vorgenommen werde, dass über alle vorgenommenen Gehalls- 
prüfungen von den betreffenden Beamten forllaufende Register 
oder Journale geführt und dass die vertragenden Staaten einan- 
der Einsicht von diesen Journalen gestalten, überhaupt in Beireff 
der Einrichtungen und des Betriebs ihrer Münzstätten einander 
auf Verlangen Auskunft geben. 

Wir werden uns über diese Bestimmungen weiter unten 
nicht weiter aussprechen und unterdrücken daher gleich hier 
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unsere volle Anerkennung derselben nicht. Die getroffenen 
Verabredungen zeugen von dem festen Willen der Regierungen, 
die Hinterthüre des Remediums, durch welche eine fiscalische 
Ausbeutung des Münzwesens möglich war und eine systematische 
Verschlechterung des Münzfusses stattfinden konnte, energisch 
zu verschliessen. Die getroffenen Controle-Verabredungen schei- 
nen uns so wirksam und ausreichend, um nach dieser Seite die 
bei den gegebenen Zustanden nicht erzielbare Centralisation der 
gesammten deutschen Münzverwaltung in der Hand Eines Insti- 
tuts nicht vermissen zu lassen. 

Nicht ebenso ausreichend sind die Bestimmungen über die 
Abnutzungsgrenze und die Einzugsverbindlichkeit der abgenutzten 
Stücke. Es ist ein nicht erfreulicher Unterschied zwischen den 
Vereins- und den Landesmünzen gemacht worden. Für jene 
sind, wie es ihre Qualifikation als Vereinsmünze freilich unum- 
gänglich forderte, strengere Grundsätze zur Verabredung gekom- 
men, als bei diesen. Da wir übrigens auf diesen Gegenstand 
unten näher eingehen müssen, stellen wir vorläufig nur das 
Faktische hieher , um das Thalsächliche der Vereinbarung hin- 
sichtlich der Silberausmünzung zu einer Uebersicht vollends ab- 
zurunden. 

Art. 12 nebsl Separatarlikel VI und VII bestimmt hinsicht- 
lich der Verein s münzen (und nur dieser): 

Die vertragenden Staaten werden die neu ausgegebenen 
Vereinsmünzen gegenseitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren 
Feingehalt und auf ihr Gewicht prüfen lassen und von den 
sich ergebenden Ausstellungen wechselseitig Mittheilung machen. 
Ergiebt sich eine fehlerhafte Ausmünzung, so ist die betreffende 
Regierung verpflichtet, sofort oder nach vorangegangener schieds- 
richterlicher Entscheidung die sämmtlichen Vereinsmünzen ihres 
Gepräges von demjenigen Jahrgang, welchem die fehlerhafte 
Ausmünzung angehört, wieder einzuziehen; als fehlerhaft gilt 
die Ausmünzung eines Jahrgangs, wenn (nach Separatartikel VI) 
unter 50 frischen Münzen wenigstens der fünfte Theil im Fein- 
gehalt mehr als 3 Tausendtheile, im Gewicht mehr als 4 Tau- 
sendtheile beim Einvereinsthalerstück und mehr als 3 Tausendtheile 
beim Zwei - Vereinslhalerstüoke beträgt. Diejenige Regierung, 
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welche einen solchen Fall rügen will, hat der zu rügenden Re- 
gierung sowie denen sämmtlicher anderer vertragender Staaten 
Anzeige hievon zu machen, und unter Anschluss einer genauen 
Beschreibung des Prüfungsverfahrens die Wiedereinziehung des 
fehlerhaften Jahrgangs nachzusuchen. Leistet die betreffende 
Regierung diesem Gesuche nicht Folge, so tritt das in Absatz 
3 und 4 des Separatartikels VI sehr zweckmässig geordnete 
schiedsrichterliche Verfahren ein. 

Den Vereinsmünzen sind aber — zur vorteilhaften Unter- 
scheidung von den Landesmünzen — nicht nur hinsichtlich des 
ursprünglichen Remediums (Tole>ance) feste Grenzen gezogen, 
sondern auch hinsichtlich der äussersten Grenze späterer Ab- 
nutzung im Verkehr. 

Separalartikel VII bestimmt nämlich: „die Verbindlichkeit 
zur Wiedereinziehung der Vereinsmünzstücke wegen Verminderung 
ihres Metallwerths in Folge der Circulation und Abnutzung hat 
dann einzutreten, wenn das hiedurch entstandene Mindergewicht 
bei den Ein-Vereins-Thalerstücken mehr als 2 %, bei den Zwei- 
Vereins-Thalerstücken mehr als l'/i % des Normalgewichts be- 
trägt. Die nämliche Einziehungsverbindlichkeit bei Ueberschreitung 
einer Abnutzungsgrenze von 2 % des Normalgewichts wird 
zugleich auf die Einthalerstücke des bisherigen 14 Thaler-Fusses 
hiemit ausgedehnt. Jede Regierung wird demgemäss die bei 
ihren Kassen eingehenden Vereinsmünzen ihres Gepräges und 
beziehungsweise dergleichen Einthalerstücke des bisherigen 14- 
Thaler-Fusses überwachen, und solche, sobald das eben bestimmte 
Mindergewicht vorhanden ist, zum Einschmelzen an die Münz- 
stätte abliefern lassen; auch verpflichten sich die vertragenden 
Staaten, solche Vereinsmünzstücke und beziehungsweise Einthaler- 
stücke ihres Gepräges, welche die Abnutzungsgrenze überschritten 
haben, auf Antrag eines der mit vertragenden Staaten, in Summen 
von nicht unter 1000 Thalern in vollhaltige umzutauschen. " 

Nach den von Münztechnikern ausgemittellen durschnittlichen 
Abnutzungsverhältnissen lässt sich berechnen, dass den Doppel- 
thalern eine durchschnittliche Umlaufszeit von 120 Jahren, den 
neuen Einvereinsthalern von 60, den älteren preussischen Thalern 
von 70 Jahren in Aussicht steht, so dass die meisten Thaler 
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aus der Zeit Friedrichs des Grossen dem Schmclzliegel Rechtens 
bereits verfallen sind. 

Neben der präcisen Bestimmung der Abnutzungsgrade der 
Vereinssilbermünzen und neben der genau bestimmten Pflicht der 
Auswechselung der abgenützten Stücke dieser Sorten gegen 
vollhaltige Stücke, muss die Vagheit der Bestimmungen auffallen, 
welche in derselben Richtung für die Landesmünzen getroffen 
worden sind. Es heissl im Artikel 13 des Hauptvertrags (zweiter 
Absatz) : „Jeder Staat macht sich verbindlich, die eigenen groben 
Silbermünzen, wenn dieselben in Folge längerer Circulation und 
Abnutzung eine „„erhebliche"" Verminderung des ihnen 
ursprünglich zukommenden Metallwerlhes erlitten haben, „„all— 
mählig"" zum Einschmelzen einzuziehen und dergleichen abge- 
nutzte Stücke auch dann, wenn das Gepräge undeutlich geworden, 
stets für voll zu demjenigen Werlhe, zu welchem sie nach der 
von ihm getroffenen Bestimmung in Umlauf gesetzt sind, bei 
allen seinen Kassen anzunehmen." — Dagegen ist die im ersten 
Absatz desselben Artikels getroffene Verabredung sehr erfreulich, 
indem sämmtliche Staaten des 70-MilIionen-Gebietes sich ver- 
pflichten , ihre groben Silbermünzen niemals gegen den ihnen 
beigelegten Werth herabzusetzen, auch eine Ausserkursselzung 
derselben anders nicht eintreten zu lassen, als nachdem eine 
Einlösungsfrist von mindestens vier Wochen festgesetzt und 
wenigstens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich bekannt 
gemacht worden ist. Diese Bestimmungen entsprechen allen 
billigen Anforderungen. 

Um das Thatsächliche über die neue Kurantsilberausmünzung 
zu vervollständigen, bedarf es nur noch einiger Angaben über 
Fei nge h alt und Legirung. Der Feingehalt der Vereins- 
münzen ist in Artikel 10 des Hauptvertrags auf 0,900 feines 
Silber, die Legirung auf 0,100 Kupfer angesetzt. In Bezug auf 
die Landes münzen ist Nichts festgesetzt , es wird wohl beim 
Bisherigen sein Bewenden haben, wenigstens in Bezug auf die 
schon bestehenden gleichnamigen Kurantsorten. Die Le- 
girung 9 : 1 wird daher bestehen bei sämmtlichen neuen Thalern, 
(zwölflölhige Thaler, d. h. mit 0,250 Legirung dürfen nicht 
mehr geprägt werden}, bei den östreichischen und süddeutschen 
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2 fl.-, 1 fl.- und Vi A- Stücken. Dttgegen wird der öslreichische 
Viertelsgulden wegen der Uebereinslimmung mit dem Sechslels- 
thaler wohl zu 0,520, der sächsische Dritteisthaler zu 0,667 fein 
ausgebracht werden, während der süddeutsche Viertelsgulden zu 
0,520 desshalb kaum ausgebracht werden wird, weil er alsdann 
an Gewicht und Grosse dem in 9 : 1 ausgebrachten halben Gul- 
den südd. allzuähnlich sein würde. 

Art. 7 des Hauplvei trags trifft mit Bezug auf den Feingehalt 
noch die technische Bestimmung, dass der Feingehalt in Tausend- 
theilen ausgedrückt und bei Bestimmung des Feingehalts der 
Silbermünzen die Probe auf nassem Wege angewendet werde, 
was zweckmässig ist. 

Aus dem vorstehend zusammengefassten faclischen Inhalt 
der Artikel 1 — 13 des Hauplvertrags und der zugehörigen Separat- 
artikel ist als das erfreulichste und hauptsächlichste Resultat der 
ganzen Vereinbarung hervorzuheben , dass eine taugliche V e r- 
eins m Unze nach strengen und richtigen münzpolilischen Grund- 
sätzen für den wechselseitigen Verkehr von 70 Millionen Menschen 
zu Stande gebracht worden ist. Wir sind geneigt, diess als die 
unbestreitbar grösste und praktischste Frucht der ganzen Ver- 
einbarung anzusehen. 

Was den Vereinssilbermünzen ein natürliches Uebergewicht 
über sämmtliche andere Kurantmünzen verleiht, sind die exqui- 
siten rechtlichen Vorzüge, welche ihnen beigelegt worden sind. 
Wir tragen in dieser Beziehung den oben übergangenen letzten 
Absatz von Art. 8 des Hauptvertrags nach, worin bestimmt ist: 
„Diesen Vereinsmünzen wird zu dem angegebenen Werlhe im 
ganzen Umfang der vertragenden Staaten bei allen Staats-, Ge- 
meinde-, Stiflungs- und anderen öffentlichen Kassen , sowie im 
Privatverkehre, namentlich auch bei Wechselzahlungen, 
unbeschränkte Gilligkeit gleich den eigenen Landesmünzen bei- 
gelegt. Ausserdem soll auch in dein Falle Niemand deren An- 
nahme zu dem vollen Werlh in Zahlung verweigern können, 
wenn die Zusage der Zahlungsleistung auf eine bestimmte Münz- 
sorte der eigenen Landeswährung lautet. Nicht minder soll es 
in den vertragenden Staaten Jedermann gestattet sein, Vereins- 
münzen ausdrücklich und mit der Wirkung in Zahlung zu ver- 
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sprechen oder sich zu bedingen, dass in diesem Falle letzlere 
lediglich in Vereitismünze zu leisten ist." Diese Bestimmungen 
trügen dem Unions-Charakler der fraglichen Münzen so energisch 
Rechnung, dass sogar die Verkehrsfreiheit und alter Handels- 
gebrauch, namentlich hinsichtlich Wechselzahlung, durch die 
fakultative Ausschliesslichkeit des neuen Wechselgeldes empfind- 
lich eingeschränkt worden sind. Das Interesse der Verkehrs— 
freiheit wurde während der Conferenzverhandlungen zur Sprache 
gebracht, ohne berücksichtigt zu werden. Und so hat die Ver- 
einsmünze durchs ganze Vereinsgebiet die privilegirte Stellung, 
einerseits alle abweichenden privatrechtlichen Uebereinkommen 
hinsichtlich der Zahlungssorten ohne Weiteres zu besiegen, so 
dass keine andere Sort sie, wohl aber sie alle anderen, kraft 
eines Zahlungsvertrags auszuschliessen vermag. 

Diess muss den Vereinsmünzen das Uebergewicht sichern, 
wenn nur Vorkehrung getroffen ist, dass sie in hinreichendem 
Maasse in Umlauf kommen. Ob der Vertrag dieser Rücksicht hin- 
länglich Rechnung trägt? 

Zur Antwort dient Artikel 1 1 des Vertrags , welcher zwar 
nicht dem Zweivereinsthaler, aber dem Einvereinsthaler ein be- 
stimmtes Ausmünzungsmaas sichert. Die Höhe der Ausmünzungen 
in Zwei-Vei eins-Thalerstücken bleibt nämlich dem Ermessen jedes 
einzelnen Staates überlassen; dagegen sollen an Einvereinslhaler- 
stücken in der Zeit von 1857 bis zum 31. Dezember 1862 von 
jedem der vertragenden Staaten mindestens 24, vom 1. Januar 
1863 bis 1878 an in jedem weiteren vierjährigen Zeitraum je 
16 Stücke, zusammen also während der vorläufigen zwanzig- 
jährigen Vertragsdauer mindestens 88 Stücke auf je 100 Seelen 
der Bevölkerung ausgeprägt werden. Eine Uebertragung der 
gegen die vertragsmässige Stückzahl mehr ausgeprägten Beträge 
aus einer vierjährigen Münzperiode in die andere hat nicht Statt 
(Separatart. V, Ziff. 3> Weiter bestimmt Ziffer 6 von Separat- 
arlikel III. dass die Slaaten des 45- und des 52'/?-Gulden-Fusses 
in jeder der betreffenden vierjährigen Münzperiode wenigstens 
eine dreimal so grosse Summe in Einvereihsthalern — als in Zwei- 
gulden - Stücken prägen. Diess gewährleistet dem Thaler das 
Uebergewicht über seinen natürlichsten Rivalen, den Doppelgulden. 
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Die hiedurch gesicherte Ausprägung von Einvereinsthalern 
mag Manchem dennoch ungenügend erscheinen, indem sie für 
20 Jahre kaum 1 Thaler pr. Kopf beträgt. Es wird auch wirk- 
lich im Interesse Preussens liegen, durch eine seine vertrags- 
massige Verpflichtung überschreitende Ausprägung dem Thaler 
die Schwerkraft wirklich zu sichern, welche er durch seine oben 
erwähnte ausnahmsweise rechtliche Qualifikation unbestreitbar 
auszuüben vermag. Berechnet man den Gesammtbedarf an Circa- 
lationsmitteln auf 20 fl. südd. per Kopf, so nimmt sich Ein Thaler 
Vereinsmünze darunter nicht eben gebieterisch aus und weitere 
Vermehrung der Vereinsthalercirculation wäre immerhin wün- 
schenswerth. 

Uebrigens fragt es sich, ob man billiger Weise weiter- 
gehende Ausprägungen von Vereinslhalern fordern durfte. Von 
unserem Standpunkte der Beurlheilung der Münzfrage überhaupt 
und der deutschen Münzkonvention insbesondere möchten wir es 
verneinen. Wir glauben, dass es überhaupt nicht an der Zeit 
ist, eine gewaltige Umänderung im Münzwesen vorzunehmen; 
wir haben uns überzeugt, dass auch die Wiener Münzkonferenz, 
für wie reformatorisch sie von übereifrigen Bewunderern auch 
ausgegeben worden ist, praktisch denselben Standpunkt befolgt 
hat. Die einzige grosse Neugestaltung betrifft das öslr. Münz- 
gebiet; aber für dieses war der Uebergang vom 20- zum 2i-, 
beziehungsweise 45-fl. Fuss ohnehin geboten. Dem norddeutschen 
und dem süddeutschen Münzsystem war es vor Allem darum zu 
thun, möglichst wenig am Bestehenden zu ändern. In der That 
ändert Norddeutschland an seiner Silberzirculalion im Wesentlichen 
gar Nichts, Süddeutschland sehr wenig ; es hält seine alte Circu- 
lation aufrecht, es kann die alten Prägungen (in einem kaum 
veränderten Münzfusse) fortsetzen und nimmt nur den Vereins- 
thaler in sich auf. Auch in den Bestimmungen über den Gold- 
umlauf hat man, wie weiter unten gezeigt werden wird, trotz 
gegentheiligem Scheine das Bestehende recht wohl aufrecht zu 
erhalten oder wenigstens zu schonen gewusst. Wir beklagen 
das Alles nicht, weil wir überhaupt den jetzigen Zeitpunkt für 
den ungeeignetsten zu grossartigen Aenderungen im Münzwesen 
ansehen. Wenn man daher die durch die Münzkonvention ge- 
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schaflene Umgestaltung in ihren wirklichen bescheidenen Dimen- 
sionen anzusehen und zu begreifen versteht, so wird man selbst 
nicht zu Gunsten der Herrschaft einer bequemen Einheilsmünze 
gewallige Um- und Neuprägungen verlangen. 

Ein viel einfacherer und den bestehenden Rücksichten ange- 
messenerer Schritt, um dem Vereinsthaler einen festen Stutzpunkt 
sofort zu geben, war es daher, dass man den älteren Thalcr in 
Absicht auf allgemeine Zahlkraft der Vereinsmünze nahezu gleich 
stellte (wie es durch Gleichberechtigung desselben mit den Lan- 
desmüiizen sämmllicher verlragenden Staaten geschehen ist) und 
ihn andererseits auch in Beziehung auf Abnutzungs- und Einzugs- 
verhältnisse den Vereinsmünzen gleich behandelte. (S. den oben 
mitgetheilten Separalarl. VII.) Die Regierungen der Guldengebiete 
haben durch diese Concessionen an den älteren Thaler den ein- 
fachsten und konservativsten Weg betreten, um dem dringenden 
Bedürfnisse nach einer (ihren Fuss rein erhaltenden und daher 
vor Entwertung geschützten) vereinsläufigen Münze umfassende 
und doch schnelle und wohlfeile Befriedigung zu gewähren. 

Wenn die Anlehnung der neuen Vereinsmünze an eine 
grössere, in stärkeren Massen bereits vorhandene, Münzsorle 
gewiss etwas zweckmässiges war, so konnte selbstverständlich 
nur der Thaler (und nicht das Zweiguldenstück) in Frage kommen. 

Da wir von der eben ausgesprochenen Annahme der Un- 
taugtichkeit des jetzigen Zeitpunkts zu grössern Aenderungen 
im Münzwesen entschieden ausgehen, so beklagen wir es natür- 
lich auch gar nicht, dass das in Wurf gebrachte 2'/ 3 -ü. Stück 
nicht zur Vereinsmünze erkoren worden ist. Der Begleit vor! rag 
der würlt. Regierung zum Münzgesetz bemerkt in diesem Betreff 
gewiss mit vollem Recht: „das 2'/s-fl. Stück (= l'/ 3 Thaler, 
= 2 fl. Österreich.) würde in seinem inneren Werthe dem Fünf- 
frankenthaler doch nicht völlig gleichstehen, sondern gegen diesen 
um l'/i Procent geringhaltiger sein, so dass es zweifelhaft wäre, 
ob es im Gebiet des Frankenthalers sich Eingang verschaffen 
könnte. Nächstdem kommt in Betracht, dass die Theilstücke des 
Frankensystems von dem der deutschen Staaten völlig verschieden 
sind, so dass eine Gleichstellung mit jenen ohne völlige Um- 
änderung des Bestehenden nicht möglich wäre. Ueberdiess er- 
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scheint es fraglich, ob, wenigstens unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen, ein erheblicher Abfluss der neuen Vereinsmünze 
nach dem Gebiete des Frankensystems überhaupt für erwünscht 
zu betrachten wäre." Die im letzten Satze ausgesprochenen 
Zweifel haben wir im Eingange des Genaueren motivirt. 

Die nähere Betrachtung der neugeschaffenen drei Landes- 
münzfüsse für sich kann nur eine massige Bewunderung ein- 
flössen. 

Fassen wir zuerst die Verschlechterung sä mmtlicher 
drei Münzfüsse ins Auge. 

Diese Verschlechterung ergiebt sich aus folgender Ueber- 
sicht des Feingehalts der gleichnamigen alten und neuen Münzen : 
Früher Künftig Verschlechterung in Procenten 
Thaler 16,704 16,666 0,22 

fl. süddeutsch 9,545 9,523 0,22 

Der legale Conv. Fl. 11,692 11,11 5,22 

Für das Thaler- und das 52 '/s fl.-Fuss-Gebiet ist schon im 
Münzvertrag die Gleichstellung der gleichnamigen Münzen alten 
und neuen Fusses ausgesprochen. Somit sind sämmtliche ein- 
malige oder wiederkehrende fixe Geldforderungen: Staats- und 
Privatschulden, Geldrenten, Geldbesoldungen um fast '/s % ver- 
kürzt. 

Man hat diess theils für eine nicht in Betracht zu nehmende 
Bagatelle, theils für eine solche Kürzung bestehender Vermögens- 
inleressen angesehen, welche practisch sich gar nicht fühlbar 
machen werde; der neue um '/s % leichtere Gulden werde fac- 
tisch dieselbe Kaufkraft haben, wie der um eben so viel gröbere 
bisher sie gehabt habe. 

Es scheint uns, dass man es mit solchen Behauptungen ge- 
meinhin zu leicht nimmt. Nehmen wir einen Besoldeten oder 
Beniner, welcher jährlich 2500 11. südd. bezog, so büsst er jähr- 
lich 5 fl., in zehn Jahren schon 50 fl. ein. Diess ist für den 
Betroffenen keine Bagatelle, namentlich wenn man in Betracht 
zieht, dass die Klasse mit fixem Geldeinkommen diejenige ist, 
welche unter den seit längerer Zeit herrschenden und wohl noch 
längere Zeit fortdauernden Preiskonjunkturen am meisten gelitten 
hat und muthmasslich noch ferner leiden wird. Welches die 

Zcilschr. f. SlaiUw. 1857. 2t. Heft. 19 
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Hauptursache der allgemeinen Preishöhe der Waaren sei, ist 
dabei im Grunde gleichgültig'. Rührte sie wirklich von einer ein- 
getretenen Enlwerthung des Geldes grossentheils her, so wäre 
es um so ungerechtfertigter, die an innerer Werthkraft geschwächte 
Summe den betreffenden Klassen auch noch zu schmälern. Rührt 
die Preishöhe aber auch von andern Ursachen her; von plötzlicher 
Steigerung der Consumtionskrafl der unteren Klassen, von Er- 
höhung der Arbeitslöhne, von vegetabilischen und animalischen 
Fehlernten u. s. w. so sind auch diess zum Theil Ursachen per- 
manenter Art, welche auf die Klasse der fixen Geldeinkommen 
noch länger und am schwersten drücken werden. Diese Klasse 
ist neuerdings auch durch Einführung der Einkommen- und 
Kapitalsteuer, Steuern, welche nicht wie diejenigen des glück- 
licheren Nährstandes grossentheils übergewälzt werden können, 
hart betroffen worden. Grund genug, um auch die kleinste 
weitere Schmälerung ihrer Ernährungsbasis nur mit gewissen- 
hafter Vorsicht und nur dann, wenn ein ganz überwiegendes 
öffentliches Interesse sich daran knüpft, zuzulassen. 

Ein erhebliches allgemeines Interesse aber ist mit der Ver- 
schlechterung des Münzfusses nicht befriedigt worden. Dass die 
Verähnlichung des Münz- und Handelsgewichts practisch wenig 
zu bedeuten hat, ist schon oben auseinandergesetzt worden. 
Man hat angeführt, durch die eine Verschlechterung in sich 
schliessende Umwandlung der Landesmünzfusse sei es allen ein- 
zelnen Münzgebieten erspart worden, den Münzfuss eines andern 
als formgebend sich octroiren zu lassen. Diess aber ist doch 
ein so verschwindendes, politisch-formalistisches Interesse, dass 
es die reelle Benachtheiligung der fixen Geldeinkommen in den 
Augen der Regierungen nicht aufgewogen haben kann. Die 
früher den Verschlechterungen des Münzfusses gewöhnlich zu 
Grund liegende Absicht , die Absicht nämlich , die abgenulzten 
oder nicht vollhaltig atisgegebenen Stücke als Circulationsmittel 
zu erhalten und die Kosten der Einziehung und Umprägung zu 
ersparen , ist , wie wir gern annehmen , im vorliegenden Falle 
auch nicht maassgebend gewesen. Denn die deutschen Regierungen 
haben in der Münzverwaltung neuerdings so sehr die rechts- 
und volkswirthschaftspolitischen Gesichtspunkte den fiscalischen 
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gegenüber geltend gemacht, dass eine Abweichung von dieser 
Richtschnur im vorliegenden Falle um so weniger anzunehmen 
ist, als es sich um eine sehr geringe Verschlechterung und Hin- 
ausschiebung der Abnutzungs- und Einziehungsgrenze handelt, 
Nehmen wir aber dieses an, so fehlen die triftigen Gründe für 
die Verschlechterung des Münzfusses unter Werthsgleichstellung 
der gleichnamigen alten und neuen Münzen in hohem Grade. 
Da es sich, wie aus Allem hervorgeht, doch nur um eine provi- 
sorische Münzordnung, um Erreichung einiger berechtigten und 
dringlichen Zwecke unter möglichster Schonung des Bestehenden 
und im möglichsten Anschluss an das Bestehende handelte, so 
wäre eine vorläufige Beibehaltung des 14 Thaler- und 24'/? tl- 
Fusses, welche den Münzfuss aufrecht erhalten und Oeslreich 
mittelst des 21 fl.-Fusses unter völlig gleichen Verhältnissen zu- 
gelassen hätte, nach unserer Ansicht der konservativere und 
volkswirtschaftlich zweckmässigere Schritt gewesen. 

Man hat, wie wir bemerkten, die Behauptung aufgestellt, 
die beliebte Verschlechterung des Thalers und Guldens werde 
sich praktisch nicht fühlbar machen, die Differenz sei zu klein 
dazu. Diese Behauptung ist unrichtig. 

Die Verschlechterung des Münzfusses macht sich vom Gross- 
verkehr her, langsam vielleicht aber sicher, auch im Kleinverkehr 
geltend. 

Im Grossverkehr tritt die Verschlechterung bei den Wechsel- 
kursen alsbald fühlbar in die Erscheinung. Das Silberpari der 
Wechselkurse ändert sich durch die Münzkonvention folgender- 
maassen für die Plätze Hamburg, Amsterdam und Paris: 

Hamburg Amsterdam Paris 

Vorher Nunmehr Vorher Nunmehr Vorher Nunmehr 

300 M. Bco zu 8,424 Gr. 260 ß. hol), zu 9,450 Gr. 300 Fr. zu 4,5 Gr. fein. S. 

auf Berlin Berlin 

151,35 Th. 151,69 Th. 141,49 141,75 Th. 

100 M. B. auf Frkfurt 100 fl. holt, auf Frkfurt 

88,29 88,49 00,99 99,22 

auf Wien auf Wien 

72,72 75,84 80,82 85,65 

Im Grosshandel wird sich daher die Münzfussverschlechterung 
augenblicklich gellend machen und von da auch in die Preise 



Berlin 


80,86 


81,00 


200 Fr. 


auf Frkfurt 


94,29 


94,50 


300 Fr. 


auf Wien 


115,46 


121,5 
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des Delailleurs und allmählig in die Preisgestaltung des sämmtlichen 
Kleinverkehrs eindringen. 

Für die Münzen des alten 14-Thaler- und 24'/a fl- Fusses 
ist von der Verschlechterung des Münzfusses kaum etwas zu 
fürchten. 

Nach dem Ergebniss vieler Wägungen und Untersuchungen 
ist anzunehmen, dass der norddeutsche Thaler im Durchschnitt 
um 25 /iooo> der Doppelthaler um 2 %ooo, der süddeutsche Gulden 
um beiläufig '■"Viooo Procent jährlich sich abnützt.. Demnach 
hätten die vor 1847 geprägten Thalcr und Gulden bereits jetzt 
kaum mehr Feingewicht als die gleichnamigen Münzen nach dem 
neuen Fusse. Die Gefahr der Einschmelzung kann ihnen daher 
kaum drohen. In den Jahrgängen seit 1848 aber ist, so viel 
wir erheben konnten, überhaupt wenig grobe Silbermünze ge- 
prägt worden. Auch von der geprägten wird ein grosser Theil 
schon so abgenützt sein, um die Einschmelzungskosten kaum zu 
decken. Ein Gleiches soll von den Doppelthalern (die ältesten 
von 1839) und den Doppelgulden gellen. Es ist also wenig Zeug 
da, welches zur Einwechslung durch neue Münze und folgender 
Einschmelzung dienlich wäre. Wenn auch je '/4 Procent stärkeres 
Feingewicht nach den Einschmelzungskosten noch einen Nutzen 
übrig lassen würde, so könnte die Einschmelzung doch nur bei 
der kleinen Summe der in den neusten Jahrgängen ausgeprägten 
Münzen lohnend sein. Erfahrene Münztechniker befürchten von 
der Münzfussverschlechterung keine Einschmelzung der Münzen 
alten Fusses. 

Oestreich hat durch die Münzkonvention seinen Münzfuss 
um 5,22 . . % verschlechtert. Der strenge Zwanzigguldenfuss 
stand übrigens schon länger nicht mehr aufrecht. Das hauptsäch- 
liche Umlaufsmittel Oestreichs, jetzt in grossen Massen im Aus- 
land aufgestappelt, ist der Zwanziger. Er ist in grossen Mengen 
schon seit einem halben, ja seit fast einem ganzen Jahrhundert im 
Umlauf und ist zur Zeit durchschnittlich um l'/j— 3 % zu leicht. 
Im süddeutschen Geldverkehr wird er seit länger durchschnittlich 
unter seinem wahren Werlhe, nämlich allgemein um 2'/ 2 °/ unter 
dem Nennwerthe, genommen und gegeben. Hiedurch war Oest- 
reich nicht in der Lage, neue Prägungen im allen Fusse aufzu- 
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nehmen; es musste seinen Münzfuss verschlechtern und war 
wie man erfährt gewillt, zum 21 fl.-Fuss (auf die Mark Köln, 
bezogen) überzugehen, wenn die neue Münzvereinbarung nicht 
zu Stande gekommen wäre. 

War die eingetretene Verschlechterung für Oesterreich eine 
Nolhwendigkeit, so ist es andererseits seine Pflicht, dass es 
dieselbe nicht seine Gläubiger und Geldforderungsberechtigten ent- 
gelten lasse. Die Verschlechterung ist hier so bedeutend, dass 
ihre Wirkung bei Werthsgleichstellung der Forderungen alten und 
neuen Fusses unter keinen Umständen eine Bagatelle Tür Staats- 
und Privatgläubiger und für die fixen Geldeinkommen genannt 
werden könnte. Eine selbst unbequeme Umschreibung scheint 
uns Forderung der Gerechtigkeit namentlich den älteren Gläubigern 
gegenüber, welche Österreich. Schuldscheine nicht in entwertheter 
Papiergeldvaluta gekauft haben, aber auch gegenüber allen Geld- 
besoldeten und Geldrenlnern. Im letzten Jahrgang dieser Zeit- 
schrift ist die Frage, ob und unter welchen Umständen die Zah- 
lung in einer entwerteten Valuta gerechtfertigt weiden könne, 
genügend erörtert worden ; dieselben Gesichtspunkte wie für 
eine von selbst entwerlhele Valuta kommen bei einem verschlech- 
terten Münzfusse in Frage. 

Oestreich hat sich die Bestimmung des Werthverhällnisses 
zwischen den neuen Münzen und den gleichnamigen in älteren 
Forderungsverhältnissen vorbehalten. Es kommt auf den Charakter 
dieser noch ausstehenden Entscheidung an, um die bedeutende 
Verschlechterung des Münzfusses Seitens des Kaiserstaates im 
wahren Lichte beurtheilen zu können. 

So wenig wir wegen der Verschlechterung des Münzfusses 
und der Gleichstellung der Thaler und Gulden südd. des alten 
und des neuen Münzfusses über gewichtige Bedenken hinweg- 
zukommen vermögen , so könnten wir uns in Anbetracht der 
relativen Geringfügigkeit der beschlossenen Verschlechterung dann 
eher darüber beruhigen, wenn die Convention aller ferneren 
Verschlechterung der Landesmünzfüsse ein energisches Halt ge- 
bieten würde. Allein auf diesem Punkte müssen wir abermals 
die kritische Sonde an einen schadhaft belassenen Punkt unsanft 
anlegen. 
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Einer ferneren Verschlechterung des Münzfusses ist nur hin- 
sichtlich der Ver ei nssilberrnünzen und hinsichtlich der als ge- 
setzliches Zahlungsmittel im ganzen Verein anerkannten Thaler- 
stücke des bisherigen Vierzehnthalerfusses entschieden gesteuert. 
Für sie ist nämlich eine präcise Einzugsverbindlichkeit bei Er- 
reichung einer genau bestimmten Abnutzungsgrenze und die 
Verbindlichkeit stipulirt, nicht mehr vollhaltige Stücke bei Präsen- 
tation in grösseren Summen gegen Normalstücke auszuwechseln 
Auf diesen Bestimmungen beruht es im Wesentlichen, dass den 
betreffenden Münzsorten der Charakter eines gesetzlichen Zah- 
lungsmittels durch's ganze Verein sgebiet beigelegt zu 
werden vermochte. 

Umgekehrt konnte den Landes-Kurantmünzen, eben weil sie 
nicht denselben Bestimmungen und derselben Vorsicht in Bezug 
auf Reinerhallung ihres Fusscs unterworfen worden sind, die 
beantragte Eigenschalt eines gegenseitigen gesetzlichen Zahlungs- 
mittels nicht beigelegt werden. Mit der vagen Stipulation, dass 
bei „ erheblicher " Abnutzung die Verbindlichkeit „ allmähliger " 
Einziehung vorliege, ist die letztere in Wahrheit selbst illudirt 
und daher sind die Landesmünzfüsse vor Verschlechterung nicht 
absolut geschützt. War aber in letzterer Beziehung Sicherheit 
nicht erzielt, so konnte auch die allgemeine gegenseitige An- 
nahme der Landeskurantmünzen nicht zu Stande kommen. 

Beantragt war diese allgemeine gegenseitige Zulassung der 
Landeskurantmünzen als gesetzlicher Zahlungsmittel, wie aus dem 
Begleitvortrag der württemb. Regierung zum Münzgesetz hervor- 
geht. Es heissl a. a. 0.: „Ueber die allgemeine gegenseitige 
Zulassung auch der übrigen Kurantmünzen der kontrahirenden 
Staaten ist eine Vereinigung nicht erfolgt. Dem von einigen 
Seilen gestellten Antrage, dass wenigstens die Verpflichtung ein- 
gegangen werden möge , die Kurantmünzen der andern Staaten 
weder im gemeinen Verkehr zu verbieten, noch für die etwa 
stattfindende Annahme bei den öffentlichen Kassen oder für den 
allgemeinen Umlauf auf einen geringeren Werth zu setzen, als 
ihnen nach der im Münzvertrag ausgesprochenen Gleichstellung 
der gegenseitigen Münzfttsse gehühit, wurde entgegengehalten, 
dass das letztere Verlangen bei den süddeutschen Münzstücken 
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sich als unausführbar darstelle, da sich deren Tarifwerlh in Bruch- 
theilen ausdrücke, welche durch die vorhandenen kleinsten Münz- 
stücke nicht vollständig ausgeglichen werden können. Anderer- 
seits wurde aber auch dem beschränkteren Antrag, dass wenigstens 
den Münzen gleichen Nennwerlhs, sowie denjenigen Münzen 
ungleicher Benennung, welche ohne Bruchtheile aus dem einen 
in das andere Münzsystem reducirt werden können, gegenseitig 
dieselbe Gellung , wie den eigenen Landesmünzen , beigelegt 
werde, entgegnet, dass es mit dem Princip voller Reciprocilät 
nicht übereinstimmen würde, die Gleichberechtigung für die Münzen 
des 30-Thaler- und des 45-FI.-Fusses zu beanspruchen, ohne 
sie ebenmässig den Münzen des 52 '/i Fl.-Fusses zugestehen zu 
können." 

Diese vorstehend angeführten Erklärungsgründe haben nur 
eine äussere Bedeutung. Der wahre Grund, warum eine allge- 
meine gegenseitige Annahme der KuranlmUnzen nicht beliebt 
werden konnte, ist der Umstand, dass die gleichmässige Peiner- 
haltung des Münzfusses nicht zuvor gesichert war. Und diess 
ist um so bedauerlicher, als erst auf der Voraussetzung allge- 
meiner gegenseitiger Annahme und gleiohmässiger Reinerhaltung 
des Münzfusses die äussere, nominelle Aneinanderpassung der 
Münzfüsse ihre praktische Bedeutung für den wechselseitigen 
Verkehr entfalten konnte. 

Auch die äussere Aneinanderpassung ist nur zwischen 
dem österreichischen und dem norddeutschen System erklecklich 
erfolgt : 

1 Thlr. = l'/i fl- östr. 

V 3 Thlr. (sächs.) = '/, fl. östr. 

'/ 6 Thlr. = '/ 4 1- östr. 

Wenn nun der Münzfuss von einer Seile nicht aufrecht 
erhalten wird, so entstehen entweder Verluste im wechselseitigen 
Verkehr oder es bilden sich vom Nennwerth abweichende Kurse 
und dann ist die Bequemlichkeit des Verkehrs trotz arithmetischem 
Zusammenklang der Münzfüsse factisch aufgehoben und unter 
Umständen kommt ein Verruf dazu. Die äusserliche Ueberein- 
stimmung der Münzfüsse kann wirklichen dauernden Werth nur 
dann haben, wenn zugleich entweder Einheit oder wenigstens 
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präcis bestimmte Glekhmässigkeit der beiderseitigen Münzver- 
waltung stattfindet. Letzteres wäre der Fall gewesen, wenn man 
sümmtliche Kurantmünzen in Absicht auf die Abnutzungsgrenze, 
die Einziehungs Verpflichtung und folgerecht auch in Bezug auf 
allgemeine Kursfähigkeit den Thalern des 14 Thaler-Fusses gleich 
behandelt hätte. Hofmann bemerkt in seiner berühmten Mono- 
graphie über das Geld : Eine der beiden Cardinalvoraussetzungen 
für ein haltbares Münzsyslem sei die Befolgung des Grundsatzes, 
dass der Durchschnitlsmetallwerlh des umlaufenden allgemeinen 
Zahlungsmittels unverändert erhalten werde; er will daher Ein- 
heit der Münzverwallung und bemerkt: Eine Vereinigung blos 
über den Münzfuss, d. h. über die gleichförmige Ausbringung 
derselben Gewichtseinheit Währungsmelalles, werde diesen nicht 
halten ohne Vereinigung der Münzverwaltimgen. In Ermanglung 
der letzteren Vereinigung suche man in der Regel eine wesent- 
liche Hilfe für den Verkehr durch eine solche Gestaltung des 
Münzwesens benachbarter Staaten, dass. ein übersichtliches Ver- 
hällniss zwischen den Währungen besiehe ; dieses Hilfsmittel aber 
sei illusorisch eher schädlich als nützlich , da keineswegs anzu- 
nehmen, dass benachbarte Regierungen mit gleichem Erfolg ihren 
Münzfuss, d. h. den Durchschnillsmetallwerlh ihrer allgemeinen 
Zahlmillel aufrecht erhallen werden. Die slrenge Sonderung der 
verschiedenen Münzsysteme sei, wenn keine einheitliche Münz- 
verwaltung existire, in Wahrheit viel wohlthätiger selbst für den 
nachbarlichen Verkehr, als eine Nachsicht, welche alle Systeme 
unhaltbar mache. Nur auf den Grund eines haltbaren Münz- 
systems könne ein dauerhafter Münzverein abgeschlossen werden; 
die blosse Aneinanderpassung der Münzfüsse sei ohne Gleich- 
massigkeil der Münzverwaltung eine schädliche Aeusserung natio- 
nalen Einheitsgefühls. 

Dem Schwergewicht dieser klaren Auseinandersetzung kann 
sich, wie bemerkt, auch die erfolgte äussere Aneinanderpassung 
des östreichischen und des norddeutschen Münzfusses nur dann 
entziehen, wenn eine Weilerbildung der Convention in der Bich- 
tung auf gleichmässige Aufrechterhallung des Münzfusses und 
darauf hin zulässige allgemeine gegenseitige Annahme sämmtlicher 
beiderseitiger Kurantmünzen erfolgen würde. Dazu wäre nur 
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nöthig, die östreichischen Kurantmünzen denselben strengeren 
Grundsätzen zu unterstellen, wie sie in Separatartikel VII für 
den Thaler sanctionirt sind. 

Zwischen den Kurantmünzen des süddeutschen Gulden- und 
denen des Thalergebietes besieht an sich kein sehr übersichtliches 
Verhältniss: 

2 fl. = l'/ 7 Thlr. 

1 «• = V T „ 
'/« fl- = *h , 

V« n- = 7t , 

Diese Nichtübereinstimmung, (welche in der Scheidemünze 
noch unangenehmer hervortritt) hat die ziemlich allgemeine Ueber- 
zeugung von der Unhaltbarkeit des 52 l /2-FI.-Fusses erzeugt. 
Wir werden unten diese Ueberzeugung selbst motiviren, erlauben 
uns dagegen gleich hier darauf hinzuweisen, dass der gefahr- 
lichste Feind bequemen und verlustlosen Wechselverkehrs in 
süddeutscher und norddeutscher Münze der Mangel festen Kurses 
des süddeutschen Geldes im norddeutschen Gebiete ist und dass 
dieser Mangel u. A. wesentlich auf der Nichtgleichmässigkeit der 
Münzverwaltungsgrundsälze beruht. Um die häufigen und viel- 
beklagten Verluste am süddeutschen Gelde im Verkehr nach 
Norddeutschland zu beseitigen, ist vor Allem nöthig, dass Separat- 
artikel VII auch auf die süddeutschen Kurantmünzen angewendet 
und ihnen dann auf Grund dieser Voraussetzung der Charakter 
eines gesetzlichen Zahlungsmittels in Norddeutschland erworben 
werde. Die zweite Rücksicht ist dann erst die Ausgleichung 
der eckigen Nennwerthgleichungen zwischen den süddeutschen 
und den norddeutschen Kurantmünzen; der einfachste und unter 
gegebenen Verhältnissen natürlichste Weg hiezu wäre der 
völlige Uebergang zur Thalerwährung , wie wir im Folgenden 
nachweisen werden. 

Die Frage über Haltbarkeit oder Unhaltbarkeit des 52'/j-FI.- 
Fusses und den eventuellen Uebergang zu einem der beiden 
anderen Fusse ist eine zur Zeit vielbesprochene und auch wirk- 
lich practische, da durch die Art und Weise ihrer Auffassung 
die Handlungsweise der Regierungen des 52'/2-Fl.-Fusses sofort 
wesentlich bestimmt werden muss. 
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Die Unhaltbarkeit des 52 '/* fl.-Fusses wird ziemlich allge- 
mein, und wir glauben mit Recht, auf folgende Gründe gestützt: 
Keine der süddeutschen Kurantmünzen lässt sich in den 
norddeutschen und östreichischen ohne Bruchtheil, ja nicht ein- 
mal mit bequemen Bruchtheilen ausdrücken» Es ist keinerlei 
Aussicht vorhanden, dass die gröbste Münzsorte des 52'/i fl.- 
Fusses, der Doppelgulden, neben dem Vereinsthaler, von welchem 
er auch nur um Vs ' m Werthe differirt, einige Bedeutung erlange; 
denn nach der Münchener Convention vom 27. März 1845 sind 
die Zwei-fl.-Stücke aus eingezogenen Kronenthalern zu prägen, 
welche, da sie vollhaltig wenig mehr vorkommen, ein theures 
Prägematerial sind, und ausserdem verhindert Separatartikel III, 
wonach wenigstens eine dreimal grössere Menge in Vereinsthalern 
als in Doppelgulden auszuprägen ist, das Aufkommen des Zwei- 
guldenslückes neben dem Vereinsthaler. 

Noch isolirter, als in Beziehung auf die Hauptmünzen, er- 
scheint das süddeutsche Münzgebiet bei einem Vergleich seiner 
Theilstücke mit denen der beiden andern Gebiete. Das 45 fl.- 
F.-Gebiet und das Thalergebiet hat zwar auch verschiedene Theil- 
stücke, allein es findet vom V3 Thaler bis zum Silbergroschen, 
welcher gleich 5 östreichischen Cents sein wird, eine leichte 
Ausgleichung Statt; freilich müssle, um diesen Einklang wirklich 
practisch zu machen und eine Uebereinstimmung zwischen Nenn- 
und wirklichem Kurswerth zu erhalten, allgemeine gegenseitige 
Zulassung der Kurantmünzen gleich den eigenen Landesmünzen 
stattfinden, wie wir ausgeführt haben. Die süddeutschen Theil- 
stücke aber sind nicht einmal dem Nennwerlh nach in den Theil- 
stücken der andern Gebiete einfach auszudrücken und es stehen 
ihnen, auch wenn sie nach festen Grundsätzen vollhaltig erhalten 
werden, im Verkehr nach Norddeutschland unvermeidliche Ver- 
luste bevor. Die zu leichte Bezahlung wird sie, wie bisher, den 
Schmelztiegeln norddeutscher Münzstätten und Silberarbeiter zu- 
führen. 

Die Isolirlheit des süddeutschen Münzsystems erscheint in 
noch grellerem Licht, wenn man in Rechnung nimmt, dass es 
von allen dreien überhaupt das klefnste Gebiet hat. 

Die Münzkonferenz selbst war von der Haltbarkeit des 
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52 Vi fl.-Fusses offenbar nicht mehr überzeugt, als das aussen 
stehende geschäftsmännische und wissenschaftliche Publikum, und 
stipulirte daher im Schlussprotokoll vom 24. Januar: „Die Regie- 
rungen der Staaten des 30-Thaler- und des 45-Fl.-Fusses kön- 
nen sich der Erwägung nicht verschliessen, dass nach der zwischen 
ihren Münzsystemen erzielten Uebereinstimmung der Wunsch 
einer weiteren Annäherung des Münzsystems der Staaten süd- 
deutscher Währung an ihre Münzsysteme mit um so grösserem 
Gewichte hervortrete. In Berücksichtigung dessen erklären die 
obgedachten Regierungen , dass wenn während der Dauer des 
Vertrags von Seiten der Staaten süddeutscher Währung der 
Wunsch zu erkennen gegeben werden wollte, die auf ihr Münz- 
system bezüglichen Bestimmungen des Vertrags im Sinne einer 
Annäherung an die beiden andern Systeme geändert zu sehen, 
sie zu jeder Zeit über eine solche Aenderung in Verhandlung 
treten werden." 

Die Hand zur Annäherung ist also vertragsmässig geboten, 
die Geschäftswelt, namentlich der Frankfurter Platz, drängt bereits 
darauf hin, dass sie ergriffen und der einfache Uebergang zu 
einem der beiden andern Systeme gemacht werde. Für die süd- 
deutschen Regierungen ist ein baldiger definitiver Entscheid auch 
desshalb von Interesse, weil er eine Voraussetzung für die Ord- 
nung des Scheidemünzwesens bildet, worin für ßie nächste Zeit 
die Hauptaufgabe der süddeutschen Münzverwaltung liegt. 

Nach allem Gesagten werden es die deutschen Regierungen 
wohl angemessen finden, sich für die nächste Zeit mehr oder 
weniger auf die Ausprägung der Vereinsmünzen zu beschränken, 
bis die zweckmässigste Annäherung gefunden ist. 

Bis jezt hat man in Suddeutschland, namentlich von Frank- 
furt her, fast nur den Uebergang zum 45-fl.-Fuss des östrei- 
chischen Münzgebiets anempfehlen hören. Dasjenige was man 
zu Gunsten dieses Vorschlags angerührt hat, hat H. Bergrath 
Schübler in einer längeren Arbeit über den deutschen Münz- 
vertrag am besten und vollständigsten so zusammengefasst: 
„Oestreich hat durch die Annahme eines Guldens zu */s preussi- 
schen Thalern und durch die Eintheilung desselben in 100 Hun- 
dertstel eine Rechnungsmünze ins Leben gerufen, welche für 
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Süddeutschland entschiedene Vortheile erwarten lässt, da sie 
neben den Vortheilen der Decimaleintheilung noch eine sehr be- 
queme Berechnung des Frankengeldes zulässt. Die östreichischcn 
Cents werden nämlich im Verkehr mit den französischen halben 
Sou's übereinstimmen, wenn sie auch im Silberwerth um l'/4 
Procent geringer sind. Sie stimmen überdiess mit den Silber- 
groschen überein, da 5 Cents« gleich 1 Silbergroschen sind, und 
bei der sächsischen Einlheilung des Neugroschen (zu V30 Thlr.) 
in 10 Pfennige, wird ein östreichischer Cent mit zwei sächsi- 
schen Pfennigen gleichen Zählwerth haben, was im Verkehr 
zwischen Böhmen und Sachsen nicht verfehlen kann , sich Gel- 
tung zu verschaffen. Es ist nicht zu verkennen, dass der öst- 
reichische Gulden entschiedene Vorzüge als Rechnungsmünze 
hat, da er sowohl den Verkehr mit Norddeulschland, als mit 
Frankreich , Sardinien , der Schweiz und Belgien zu vermitteln 
geeignet ist, und es liegen in dieser Beziehung schon viele 
Beslimmungsgründe für Süddeutschland vor, auf diese Rechnungs- 
münze überzugehen. Der Uebergang von der Währung des 
24'/2-fL-Fusses auf die östreichische Währung bietet aber noch 
einen wohl zu beachtenden zufälligen Vortheil dar, indem da- 
durch die Verschlechterung des Münzfusses um "/too % für den 
Gläubiger ausgeglichen werden kann. Würde nämlich der Werth 
des süddeutschen Guldens zu 86 Cents östr. angenommen und 
diese Reduction bei allen Werthen gesetzlich bestimmt, so bleibt 
nur eine Differenz in der Reduction um 0,15 per mille, statt 
2,23 per mille, welche Differenz auch dem gewissenhaftesten 
Gesetzgeber Bedenken kaum erregen dürfte. Wenn gleich die 
Reduction mit 86 /i 00 bei dem Uebergang zu dem neuen Münz- 
fusse ziemlich lästig erscheint, so wird sie doch ebenso leicht 
oder leichter sich rechnen als %, es wird bei dem Uebergang 
nur eine Rechnung nölhig, während für alle Zeiten eine be- 
queme Berechnung für den Verkehr mit Oeslrach, Preussen und 
Frankreich gewonnen wird". 

Die vorstehende Argumentation für einen Uebergang zum 
Ostreich. System kann für den ersten Blick bestechend sein. Wir 
unsererseits halten den Uebergang zum Thalersystem für das 
Empfehlenswerthe, wobei uns folgende Erwägungen leiten. 
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Obwohl der Verkehr Süddeutschlands nach den Ländern der 
Frankenwährung sehr bedeutend, und obwohl eine wirkliche 
und namentlich Bestand haltende Annäherung des Münzfusses an 
den französischen eine sehr wünschenswerthe Sache wäre, so 
halten wir dieses bestechendste Motiv eines Ueberganges zum 
45 fl.-Fuss im gegebenen Falle doch nicht für stichhaltig, weil 
in Wahrheit doch weder eine wirkliche noch eine Bestand ver- 
sprechende Annäherung an das Frankensystem erzielt werden 
würde. Wir haben oben, auf Hof mann s Autorität geslülzt, 
den Cardinalsatz betont, dass eine blosse äussere Anpas- 
sung des Nennwerths der Münzen ohne Bürgschaft gleichmässi- 
ger Reinerhaltung des Münzfusses eher gefährlich und verlust- 
bringend selbst für den nachbarlichen Verkehr, und störend für 
die Reinheit des nationalen Münzsystems sei ; lieber eine scharfe, 
sich slreng geltend machende Absonderung der Münzfüsse an 
der Grenze, als ein ungenaues Ineinanderüberfliessen! Dieser 
Purismus ist gegen die lockende Aussicht einer, übrigens in- 
akkuraten, Annäherung an das französische Münzsystem mit aller 
Strenge gellend zu machen und jener äusserlich einnehmendste 
Grund für einen Uebergang zum öslreichischen System fällt 
damit in die Brüche. Vielleicht erleben unsere Urenkel — eine 
frühere Generation wohl schwerlich — die Verwirklichung einer 
kontinentalen Münzunion auf wirklich hallbarer Grundlage. Bis 
dahin bleibt man auf das Ziel einer wahren Münzeinigung im 
Inneren zurückgewiesen. Und diese Aufgabe ist, wo es sich 
um die haltbare Münzunion einer Bevölkerung von 70 Millionen 
Seelen handelt, allein erstrebenswerth genug. Da man ausserdem 
die dem Frankensystem bevorstehenden Veränderungen durchaus 
nicht vorausbestimmen kann, wird der Werth einer ohnehin unge- 
nauen und äusserlichen Anpassung an dasselbe noch problematischer. 

Hat man sich hienach auf die Rücksichten des inneren Ver- 
kehrs zu beschränken, so fällt der Hauptreiz, welcher den 
Uebergang zum 45 fl.-Fuss empfiehlt, fort. 

Was zunächst die grobe Münze beträgt, so ist es eigent- 
lich gleichgillig , ob man zum Thaler- oder zum 45-FI.-Fusse 
übergeht, wenigstens erreicht man nach dem Gesetz, dass eine 
Grösse, die einer von zwei sich selbst gleichen Grössen gleich 
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ist, es in Bezug auf jede dieser beiden ist, in beiden Fällen jene 
ganz genügende äussere Münzfuss - Uebereinstimmung , wie sie 
zwischen dem Thaler- und 45-FI.-Gebiet bereits besteht. An- 
dere Gründe, als die Nennwerthsannäherung, müssen daher der 
Wahl des einen oder des andern Münzfusses den Vorzug geben. 
Nun aber sprechen ganz überwiegend diese anderen Gründe 
für den Uebergang zur Thalerwährung. 

Der Thaler ist bereits Vereinsmünze und ist sämmtlichen 
Landesmünzen im ganzen Vereinsgebiet in Bezug auf gesetzliche 
Zahlungskraft gleichgestellt. Wird in dieser Beziehung — was 
erreichbar — der eventuelle süddeutsche Thaler einfach den ver- 
tragsmässigen Pflichten und Bechten des norddeutschen unter- 
worfen, so erhalten wir durch völligen (Wegfall des Guldens ein 
einfacheres System der Zahlungsmittel und haben kein gemischtes 
Gulden-Thalersystem mehr, wir erheben die Landesmünze zur 
Vereinsmünze und erzielen die Ausfüllung der in dieser Bichtung 
oben bezeichneten Lücke des Januarvertrags am schnellsten, 
wir machen ein im süddeutschen Verkehr schon allgemein ein- 
gelebtes Zahlungsmittel zum allgemeinen, statt ein ganz neues 
oder (den Vereinsthaler hinzugenommen) zwei neue Zahlungs- 
mittel annehmen zu müssen. Die Umschätzung der alten Münzen 
nach der Proportion 4 : 7 ist so bequem als es nach der Pro- 
portion 86 : 100 der Fall wäre, und dem süddeutschen Verkehrs- 
bewusstsein bereits geläufig. Diese Lichtseiten eines Uebergangs 
zur Thalerwährung scheinen uns, so wenig wir Münzfussver- 
schlechterungen auf die leichte Achsel zu nehmen geneigt sind, 
bedeutend genug, um selbst den allerdings beachtenswerthen 
Vortheil (Verminderung der Münzfussverschlechterung von 0,22 
auf 0,015 % bei Uebergang zum 45-fl.-Fuss) aufzuwägen. 

Die schwierigsten Aenderungen beim Uebergang zu einem 
andern Münzfuss fallen übrigens nicht ins Gebiet der groben 
Kurantmünze, sondern ins Gebiet der Theilstücke. Mit dem 
Uebergang sei es zum Thaler, sei es zum Ostreich. Gulden müsste 
die Kreuzerrechnung, d. h. die Sechzigtheilung des süddeutschen 
Gulden entweder entsprechend umgestaltet werden , oder die zu 
gewinnende Uniformirung wäre nur eine halbe. 

Beim eventuellen Uebergang zur Thalerwährung wird die 



Die deutsche Münzkonvention vom 24. Januar 1857. 293 

jetzige Groschen- und Pfennigrechnung von süddeutscher Seite 
nicht mit in den Kauf genommen werden wollen. Und mit Recht. 
Es kann sich nur um die Alternative handeln: Beibehaltung 
des Kreuzers, 15- und 30-Kreuzerslückes neben dem Ueber- 
gang zum Thaler und seinen Dritteln und Sechsteln, oder Ueber- 
gang zum Thaler in der Weise, dass Norddeutschland seinerseits 
die Groschen- und Pfennigrechnung aufgiebt und zu einer ge- 
meinsamen neuen Untereintheilung des Thalers übergeht. 

Auf lezteres werden die süddeutschen Staaten ihr Augen- 
merk bei eventuellem Uebergang zur Thalerwährung richten. 
Als wünschenswertheste Untereintheilung des Thalers würde die 
hunderttheilige erscheinen, dieselbe würde zwar den Kreuzer um 
5 Procent schwerer als bisher machen, aber eine Verbesserung 
um 5% ist an sich bedeutend genug, um eine entsprechend 
höhere Kaufkraft des Kreuzers im Kleinverkehr ziemlich schnell 
herbeizuführen und eine Benachtheiligung des Publikums bei 
Befriedigung kleiner Kauf- Bedürfnisse wird daher wohl eine 
geringe und vorübergehende sein. Dafür würde ein allgemeiner 
Wunsch der rechnenden Geschäftswelt, die am Rhein ziemlich 
allgemein die Thaler-Hundertstel als Rechnungsgeld gebrauchen 
soll, befriedigt sein. 

Der Uebergang zum hunderttheiligen Ostreich. Gulden würde 
eine nicht minder erhebliche Veränderung des süddeutschen 
Kreuzerwerthes in sich schliessen, als derjenige zum hundert- 
theiligen Thaler. 

Uebrigens fänden zwischen dem Thalerhundertstel und dem 
Ostreich. Guldenhundertstel die bequemsten Gleichwerthsverhält- 
nisse Statt; denn es wären : 

Thalercents = östreich. Guldencents 

1 = 1'/« 

2 = 3 

4 = 6 

5 = Vk 

6 = 9 
8 = 12 

10 = 15 

u. s. w. nach der einfachen Proportion 2 : 3. 
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Indem uns der Uebergang zur Thalerwährung unter beider- 
seitiger Einführung der Hunderttheilung als die weitaus zweck- 
mässigste Wahl des süddeutschen Münzgebiets erscheint, erman- 
geln wir nicht , wiederholt daran zu erinnern , dass es mit der 
blossen äusserlichen Annahme des Münzfusses noch nicht gethan 
ist, dass gleichmässige präcise Grundsätze über Reinerhaltung 
des Münzfusses sämmtlicher Kurantmünzen (nach Vorgang 
des Separat-Art. VII für die Vereinsthaler) vereinbart und dass 
darauf hin die allgemeine Behandlung der gegenseitigen Münzen 
gleich den eigenen Landesmünzen stipulirt werden muss ; nur 
so wird der Kurswerth den in übeYsichtliche Proportionen ge- 
brachten Nominalwerthen gleich bleiben und nur so werden 
demgemäss jene übersichtlichen Proportionen die vom Verkehrs- 
leben ersehnte praktische Bedeutung haben und gegen Unbe- 
quemlichkeiten aller Art und Kursverluste schützen. 

Wenn das vorstehend abgesteckte Ziel erreicht würde und 
dann auch noch die Münzen des neuen Ostreich. Systemes den 
für die Thaler bereits vereinbarten Bestimmungen und Qualifika- 
tionen unterstellt werden würden, so fehlte zur Münzeinheit nur 
noch der Name und die Gleichheit der äusseren Form. Man 
hätte nicht eine Centralisation des gesammten deutschen- Münz- 
wesens bei Einem Münzamt, aber man hätte als zureichendes 
Surrogat eine präcise Gleichmässigkeit der Münzverwaltungs- 
grundsätze, welche die Aufrechterhaltung sämmtlicher Münzfüsse 
verbürgen und daher auch die Gleichstellung aller Münzslücke 
als Zahlungsmittel dauernd erlauben würde; man hätte nicht Ein 
Bild und Eine Ueberschrift auf allen Münzen, aber zwischen 
allen bequeme und feste Gleichungswerlhe. Kurz es könnte der 
praktische Münzeinheitszweck als erreicht gelten. Dass der 
Thaler das formgebende Element der Union wäre, scheint völlig 
zweckmässig, da er die grosse Hauptmünze des Vereinsgebietes 
schon ist und da bei den möglichen Umwälzungen, welchen das 
gesammte festländische Münzwesen zur Zeit ausgesezt ist, die 
konservativste, d. h. diejenige Münzpolitik die beste ist, welche 
die nächsten dringenden Zwecke unter möglichst geringer Umän- 
derung des Bestehenden erreicht. 
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Wir haben sofort noch Einiges über Th eilst ticke und 
über die Legirung zu sagen. 

Für die Theilstücke ist im Art. 5 des Hauplvertrags (Iezter 
Absatz) die Verpflichtung der vertragenden Staaten festgestellt, 
„die Ausmünzung in Theilstücken auf das nothwendige Be- 
dürfniss zu beschränken." 

Diese Bestimmung ist lobenswcrlh, nur leider nicht in eine 
mathematisch bestimmte Form gebracht. Die Theilstücke ver- 
drängen , so bald sie in übertriebener Masse ausgegeben oder 
— was dem Effecte nach gleich ist — nicht zeitig genug ein- 
gezogen werden , ein entsprechendes Aequivalent gröberer Ku- 
rantmünze. Da an ihnen ein grösserer Abnutzungsverlust sich 
ergiebl, so werden sie von den Regierungen nicht gerne ein- 
gezogen. Bleiben sie aber abgenutzt in übertriebener Menge im 
Umlauf, so drängen sie zu einer successiven Münzfussverschlech- 
terung und erleiden Kursverluste. Die getroffene Bestimmung 
ist daher im Prinzip ganz richtig und hätte nur präciser formu- 
lirt werden sollen. Die weitere Festsetzung einer genau bestimm- 
ten Abnutzungsgrenze für die Theilstücke hätte die Beschränkung 
derselben auf ein Umlaufmaximum vervollständigt. 

Auffallend ist, dass, nachdem einmal mit der Zahl der Ku- 
ranttheilstücke nicht spärlich zu Werke gegangen worden ist, 
der V3 Thaler nur als sächsische Kurantmünze und nicht allge- 
mein beliebt worden ist. Er ist, namentlich wenn es sich um eine 
harmonische Zusammenpassung der 30- und der 45-Stückelung 
handelte, die einfachste nächste Theilmünze des Thalers und ihm 
entsprechend der halbe Gulden östreichisch die nächste Theil- 
münze des Ostreich. Guldens; aber auch der Ostreich, halbe 
Gulden fehlt, während der '/i "■ f" r das süddeutsche System 
gewählt ist. Der '/3-Thaler oder l k-ü. östreichisch wären im 
Interesse des Kleinverkehrs wohl anräthlich und auch technisch 
und ökonomisch zweckmässig gewesen Ein Vereinsthaler- 
driltel hätte sich vielleicht am meisten empfohlen, wäre aber 
natürlich auch den für die Vereinssilbermünzen vereinbarten 
strengeren Münzverwaltungsgrundsälzen zu unterwerfen gewesen. 

Hinsichtlich der Festsetzungen über die Legirung, für 
welche bemerkter Maassen eine völlige Gleichmässigkeit eben- 

ZeiUchr. für StaaUw. 1857. 2s Heft. 20 
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falls nicht erzielt worden ist, müssen wir einen Techniker 
urlheilen lassen. Kar marsch bemerkt in der Germania, indem 
er sich auf ausgedehnte neue Untersuchungen stüzt : 

Nachdem in Folge des Münzvertrags jedenfalls eine sehr 
viel ausgedehntere Anwendung des zu 0,900 legirten Münzsilbers 
vorliegt, als bisher stattfand, erhebt sich die nicht unwichtige 
Frage, ob denn gerade dieses Legirungsverhältniss das empfeh- 
lenswertheste sei. 

Bei Erörterung dieser Frage muss man sich erinnern, dass 
die gedachte Mischung des Münzsilbers in Frankreich 1803 fest- 
gesezt wurde, wobei sie eine nur geringe Modification des früher 
daselbst üblichen Feingehalts darstellte und sich wegen der 
Harmonie mit dem neu eingeführten. Dezimalsysteme empfahl. 
In Deutschland, wo seit hundert Jahren zwei andere Legirungen 
zu groben Kurantmünzen eingeführt sind, nämlich 0,833 für die 
Konventions - Species - Thaler und Gulden, und 0,750 für die 
Thaler, durfte man nicht ohne völlig entscheidende Gründe zu 
dem bedeutend feineren Gehalte 0,900 übergehen, mochte man 
auch noch so viele Beispiele dieses Verfahrens in anderen 
Staaten vor sich haben. 

Der Zweck des Kupferzusatzes in groben MUnzsorlen kann 
vernünftiger Weise kein anderer sein, als das Silber zu härten, 
damit es im Umlauf weniger abgenutzt wird; doch darf dieser 
Vortheil nicht durch eine zu grosse Kupferverschwendung, eine 
zu schlechte Farbe und eine zu grosse Oxydirbarkeit erkauft 
werden. Wegen dieser lezteren Umstände ist es ganz bestimmt 
unzulässig, unter die Feinheit des bisherigen Thalersilbers (0,750) 
hinab zu steigen ; wie weit es rälhlich sei , sich über dieselbe 
zu erheben, kann nur durch ganz sichere Beobachtungen 
über den Grad der Abnutzung, welche Münzsilber von verschie- 
denen Legirungen im Umlauf erleidet, bestimmt werden. 

Ich habe zur Lösung dieser Frage durch zahlreiche Unter- 
suchungen beizutragen gestrebt und bin ') zu dem Resultat ge- 
langt, dass das 0,900 feine Silber einer stärkeren Abnutzung 
unterliegt als die beiden andern obengenannten Legirungen, sofern 



1) Beitrag zur Technik des Münzwesens, Hannover, 1856, S. 84, 86. 
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die abnutzende Wirkung einzig in einem Reiben an rauhen 
fremdartigen Substanzen oder an MünzstUcken verschiedenen 
Feingehalts besteht. Beim Umlaufe des Geldes ist aber der Fall 
nicht ganz so, weil hier noch eine die Abreibung mehr oder 
weniger unterstützende chemische Veränderung, die Oxydation 
durch den Schweiss der Hände, hinzutritt. Indem das Kupfer auf 
der Oberfläche der Münzen oxydirt, zum Theil in essigsaures 
Kupferoxyd und Chlorkupfer verwandelt wird , nebenher auch 
aus dem Silber eine geringe Menge Chlorsilber entsteht, werden 
die so veränderten Metalltheilchen weit rascher abgerieben , als 
es in ihrem metallischen Zustande der Fall sein würde. Da 
dieser nachtheilige Vorgang einen Theil der kupferärmeren Le- 
giruugen weniger trifft, so bessert sich deren Verhalten gegen 
die abreibenden Wirkungen im Ganzen und kann demnach nur 
aus Beobachtungen über die effective Abnutzung verschiedener 
unter möglichst gleichen Verhältnissen umlaufenden Münzsorten 
ein Urtheil über die relative Dauerhaftigkeit verschiedener Le- 
girungen gezogen werden. 

Ich habe mich durch Wägungen einer grossen Menge 
preussischer Thaler, welche 2 — 76 Jahre im Umlauf gewesen 
waren, überzeugt, dass die durchschnittliche jährliche Ab- 
nutzungsgrösse eines zwölflöthigen (0,750 feinen) Thalerslückes 
6 Milligramm oder 0,027 des vollen Ausmünzungsgewichts be- 
trägt, in diesen 6 Mgr. sind 4,5 Mgr. fein Silber enthalten. Die 
französischen (0,900 haltenden) 5-Frk.-Stücke, welche rück- 
sichtlich der beim Umlauf stattfindenden Einwirkungen den Tha- 
lern verglichen werden können, ergaben eine durchschnittliche 
jährliche Abnutzungsgrösse von 7,53 Milligr. Die gesarnmte 
Oberfläche des neuen Vereinsthalers (welcher nach Artikel 10 
des Vertrags 33 Millimeter Durchmesser erhält) beträgt vier 
Fünftel von derjenigen des 5-Frks.-Stückes, mithin ist dessen 
jährliche Abnutzung = 0,8 X 7,53 = 6,024 Milligr. anzu- 
nehmen, worin 5,42 Mgr. fein Silber 1 ). Wenn sonach von 



1) Die bisherigen süddeutschen 2-fl.- und l-fl.-Stücke(zu 0,900 fein) eig- 
nen sich zu einer Vergleichung mit den Thalern weniger gut als die 5-Fr.- 
Stüche; denn einerseits wegen der in Süddeutschland noch immer unilau- 

20* 
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den in 1 Jahre mindestens zu prägenden 2,779,000 Vereins- 
thalern abgenutzt werden 15062 Gramm, = 903,72 Thlr. im 
Werthe, so würde von einer gleichen Anzahl 1216lhiger (0,750 
haltender) Thaler die Abnutzung nur 12505 Gramm fein Silber, 
= 750,3 Thlr. im Werthe, erreichen, mithin 153,4 Thaler des 
Jahres weniger. Diese Zahl mag an sich klein erscheinen, wird 
aber die zwanzigjährige jährliche Minimalausmünzung zusammen- 
genommen und für eine Umlaufszeit von nur 50 Jahren ge- 
rechnet, so steigt der geopferte Metallwerth schon auf 153400 
Thaler. Ein Gegengewicht zu diesem Resultat liegt aber in 
Folgendem: Der Mehraufwand an Kupfer in den stärker 
legirlen Thalern macht für 2,779,000 Stücke 10293 Kilogramm 
Kupfer im Preise von 8800 Thlr. aus. Rechnet man hievon nur 
5% Zins, indem man das Kupfer als zinslos und unkündbar aus- 
geliehenes Kapital ansieht, so ergiebt sich 440 Thaler Mehrauf- 
wand, d. h. das Dreifache desjenigen Silber Verlustes welcher 
durch Legirung zu 0,750 verhindert werden konnte. Der Ge- 
brauch der feineren Legirung ist also ökonomischer, nament- 
lich wenn man in Rücksicht auf den Geldtransport beachtet, dass 
der Thaler von 0,900 Feingewicht um l j 6 leichler ist, als der 
von 0,750 f. G. Ungünstig ist dagegen allerdings der Umstand, 
dass — wenn nach Art. 13 und Separatart. VII der Konvention 
die durch den Umlauf um. mehr als 2% des Gewichts abgenutz- 
ten Thaler zu voll eingezogen werden müssen — der Zeitpunkt 

fenden grossen Menge Scheidemünze, andererseits weil im halben Gulden eine 
relativ weit gröbere Theilmünze exislirt, wird von jenen beiden groben 
Sorten im täglichen Kleinvcrkehr kein so starker Gebrauch gemacht, als 
in Norddeutschland vom Thaler. Nach Karmars ch's Beobachtungen be- 
trägt die durchschnittliche jährliche Abnutzung: a) vom 2-fl. -Stück 4,43 
Milligr., auf die Oberfläehengrösse des neuen Vereinsthalers berechnet 3,77 
Mgr. , worin 2,76 Mgr. fein Silber; b) vom Gulden 3,22, auf die Tlialer- 
oberfläche berechnet 4,08, worin 3,67 fein Silber. Mit dem Gulden ist das 
franz. 2-Frks. -Stück zu vergleichen , welches sich jährlich im Durchschnitte 
um 9.44 abnutzt, soviel als 11,53 Mgr. auf eine Oberfläche gleich der des 
Guldens oder 14,6 Mgr. auf die Fläche des neuen Thalers, — zum offen- 
baren Beweis, dass (der angegebenen Ursachen wegen) die Gulden bisher 
noch nicht so stark kursirten, als einer Münzsorle dieses Kalibers eigentlich 
entspricht. 
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hiezu durchschnittlich bei den 0,900 feinen Stücken nach 62, bei 
den 0,750 feinen aber erst nach 74 Umlaufsjahren eintritt. Auch 
leidet das Gepräge des feineren Silbers stärker durch Nieder- 
quetschung als dasjenige aus 121öth. Silber, wie diess die 5-Fr.- 
Stücke gegenüber den Thalern von gleichem Alter augenschein- 
lich darthun. 

Die Scheidemünze. 

Artikel 14 und 15 des Hauptvertrags nebst Separatartikel 
VIII betreffen die Scheidemünze. Die getroffenen Bestimmungen 
sind übersichtlich folgende : 

Die Scheidemünze hat auf dem Gepräge stets die ausdrück- 
liche Bezeichnung als „Scheidemünze" zu tragen, was das Ge- 
präge der süddeutschen Staaten ändern wird. 

Auf die Kup ferscheidemünze ist der Nennwerth nicht nach 
den Theilverhältnissen zu einer höheren Münzstufe, sondern nach 
der Einheit oder Mehrheit oder dem Theilbetrage der für die 
kleinsten Münzgrössen bestehenden Werthbenennungen als Pfen- 
nige, Kreuzer u. s. w. auszudrücken. 

Diese Bestimmung, welche die Inscription des preussischen 
Kupfergeldes modificirt, ist ganz zweckmässig, soferne die 
üeberschrift 120, 240, 360 Stücke einen Thaler oder 60, 120 
etc. einen Gulden das verkehrende Publikum zum Glauben ver- 
leiten könnte, es sei hiemit die Verpflichtung rechtlich ausge- 
sprochen, 60, 120, 240, 360 etc. Scheidemünzstücke müssten 
an Stelle eines Gulden oder Thalers groben Silbergeldes ge- 
nommen werden, während der letzte Absatz von Artikel 14 im 
Gegentheil ausdrücklich bestimmt, dass in den Landen der ver- 
tragenden Staaten Niemand gezwungen werden dürfe , eine den 
Werth der kleinsten groben Münze erreichende Zahlung ('/4 A» 
süddeutsch, = 15 Kreuzer süddeutsch, '/6 Thaler = 5 Silber- 
groschen, l U fl. östreichisch == 25 Cents) in Scheidemünze an- 
zunehmen. 

Es wäre konsequent gewesen, dieselbe Regel in Betreff der 
Nennwerthinschrift ebenso bei der Silberscheidemünze, wie bei 
der kupfernen, zu treffen, was jedoch nicht stattgefunden hat. 

Der Nennwerth der gröbsten Scheidemünzen darf in S i 1 b e r 
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nicht über die Hälfte des kleinsten groben Kuranttheilstückes, 
also nicht über '/s fl- süddeutsch und östreichisch und nicht über 
*/u Thaler norddeutsch, in Kupfer nicht über 2 Kreuzer süd- 
deutscher Währung, 4 Cents ("in Oestreich) und 6, beziehungs- 
weise 5 Pfennige norddeutsch hinausgehen. 

Die leztere Bestimmung, dass die Kupferscheidemünzen nicht 
über beziehungsweise 6 und 5 Pfennige hinausgehen dürfen, 
weist darauf hin, dass man im Thalergebiete die verschiedene 
Untertheilung des Groschens in 12 und 10 Pfennige vorläufig 
fortsetzen wird. Sachsen und Hannover würden demnach den 
Thaler = 30 X 10 = 300 Pfennigen = Vit fl. östreichisch 
= 150 Hundertstel haben, so dass zwischen den Pfennigen 
dieser Thalerländer und den östreichischen Cents ein ganz 
einfaches Verhältniss obwalten würde. Nicht dasselbe Verhält- 
niss freilich würde zwischen denselben Scheidemünzen und den 
gleichnamigen preussischen Statt haben. Auch über die gleich- 
massige Eintheilung des Thalers in Groschen ist Nichts zu Wege 
gebracht und die Beseitigung der 24-TheiIung (z. B. Braun- 
schweig) nicht erzielt. 

Ebensowenig als eine Annäherung und Verminderung der 
Scheidemünz-S orten ist eine Gleichmässigkeit über L e g i r u n g 
der Silberscheidemünzen angebahnt worden , der Vertrag lässt 
nachsichtig die Wahl von Billon in jeder Mischung und für jede 
Scheidemünzsorte zu, was bedauerlich ist. 

Ueber den Fuss der Scheidemünze wird bestimmt: Es 
darf die Silber Scheidemünze künftig in keinem der vertragen- 
den Staaten in einem leichteren Münzfusse als zu 34'/i Thaler 
in Thalerwährung, 5t 3 / 4 fl. östreichischer Währung oder 60 3 / 8 fl. 
süddeutscher Währung geprägt werden, was auf die Kölnische 
Mark bezogen einen 16,i Thalerfuss für Norddeutschland, einen 
24,i5 Gulden-Fuss für Oestreich und einen 28„ 7 Gulden-Fuss 
für Süddeutschland bedeutet. Bisher war der Scheidemünzfuss 
für Norddeutschland der Sechszehnthalerfuss , für süddeutsche 
Groschen und Sechser der Siebenundzwanziggulden-Fuss (für 
Kreuzer der 28-32-fl.-Fuss> 

Der neue Scheidemünzfuss hat sich daher für Norddeutsch- 
land und Süddeutschland um etwas verschlechtert, sofern künftig 
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erst eine Summe von 1 6, ( Thalern, beziehungsweise 28, 7 Gulden 
Scheidemünze, (statt 16 Thlr. beziehungsweise 27 Gulden) eine 
Köln. Mark feines Silbers zu enthalten brauchen. Dass die 
Münzstätten von dieser facultativen Verschlechterung wirklich 
Gebrauch machen werden, steht nicht zu bezweifeln. 

Oestreich hat seine Sechser von 1849 im 28-Fl.-Fuss aus- 
gebracht, also bedeutend schlechter, als seine künftige Silber- 
scheidemünze im 51 3 /4-fl.-Fuss (= 24 ;1 5-fl.-Fuss auf die Köln. 
Mark bezogen) sein wird. 

Auch die künftigen Ku p f er Scheidemünzen können bedeu- 
tend leichter ausgebracht werden, wenn man die in der Kon- 
vention vom 24. Januar gestattete Minimalgrenze wirklich be- 
nützen wird. 

Artikel 14 bestimmt nämlich: Bei Ausprägung der Kupfer- 
scheidemünze ist das Nennwerthsverhältniss von 112 Thalern in 
Thalerwährung, 168 fl. Ostreich. Währung und 196 Gulden süd- 
deutscher Währung für einen Zollcentner Kupfer niemals zu 
überschreiten. 

Ein Münzpfund Kupfer darf also auf 1,96 fl. südd. ausge- 
bracht werden, und da ein Münzpfund Silber zu 52" 2 fl. kur. 
ausgebracht wird, so verhält sich der angenommene Nennwerth 
der Scheidemünze zu dem des Silbers wie 1,96 zu 52,50 oder 
wie 1 zu 26,785 . . ., während bisher der Nennwerth des Kupfers 
zu dem des Silbers sich verhielt: 

in Oestreich = 1 : 28,125 
„ Preussen = 1 : 32,812 
„ Hannover = 1 : 42 
„ Sachsen = 1 : 30,731 
„ Baden = 1 : 24,5 

Mit Ausnahme der badischen Kupferscheidemünzen waren 
also die bisherigen Kupferscheidemünzen sämmtlicher genannter 
Staaten schwerer, als die künftigen sein müssen. Doch scheinen 
einige Staaten vorläufig bei einem schwereren Kupferscheide- 
münzfuss noch verharren zu wollen; Oestreich hat sich die Fest- 
stellung des gegenseitigen Werthverhältnisses seiner alten und 
seiner neuen Scheidemünze vorbehalten (Artikel 16). 

Gegen die eingetretene facultative Verschlechterung des 
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Silber- und Kupferscheidcmünzfusses wird sich übrigens keinerlei 
triftiger Einwand erheben lassen. 

Die Scheidemünzen sind allzumal Zahlmarken , welche von 
den Regierungen unter ihrem Stempel ausgegeben werden. Ihr 
Wesen als Zeichen von Theilwerthen der groben Münzen 
macht, dass die Uebereinstimmung von Nenn- und Kurswerth 
nicht auf der Uebereinstimmung ihres Nennwerthes und ihres 
Metall-(Markt-3Werthes beruht. Die Differenz zwischen beiden 
letzteren könnte noch viel grösser, als die im Vertrag normirte 
(0,10 — 0,11) sein, und Silber- und Kupferscheidemünzen wür- 
den dennoch einen mit dem Nennwerth übereinstimmenden Kurs- 
werth zu behaupten vermögen. 

Die dauernde Uebereinstimmung von Nennwerth und Kurs- 
werth der Scheidemünzen wird im Wesentlichen von folgendem 
Factor und von diesem fast ausschliesslich bestimmt : Es darf 
nicht mehr Silber- und Kupferscheidemünze in Umlauf gesetzt 
sein, als für das Bedürfniss zu Zahlungen im kleinen Ver- 
kehre und zur Ausgleichung nölhig ist. Und weiter 
muss Gelegenheit gegeben sein, die Scheidemünze wenigstens in 
grösseren Beträgen bei den Kassen des sie emittirenden Staates 
einzulösen. 

Die Scheidemünze ist nämlich, wie bemerkt, eine unter dem 
Regierungsstempel in Umlauf gesetzte, mit einem ihren Melall- 
preis sammt Prägekosten übersteigenden Nennwerth versehene 
Zahlmarke, welche die Regierung zum Nennwerth wieder anzu- 
nehmen verspricht. Sie wird so lange einen ihrem Nennwerth 
gleich kommenden Kurswerth behaupten, als sie einem wirklichen 
Bedürfniss entspricht. Das Bedürfniss nach Scheidemünze liegt 
aber nur im Kleinverkehr und für Ausgleichungen vor. Dieses 
Bedürfniss nun hat, wie das nach jeder Münzsorte, laute sie 
auf grossen oder kleinen Wcrth, bestimmte Grenzen, welche 
rein durch Zahl und Betrag der Transactionen des Kleinverkehrs 
bestimmt sind. Wie der Circulationsbetrag der Banknote im 
Allgemeinen und ihrer verschiedenen Nennwerthsorten speciell 
etwas zwar schwankendes, aber innerhalb gewisser Oscillalions- 
grenzen dennoch stationäres ist, so ist es auch der Circulations- 
betrag jeder Münzsorte. Bei den groben Münzsorten hat nun 
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eine zu starke Emission volkswirtschaftliche Nachtheile nicht; 
wird von ihnen mehr in den Verkehr geworfen, als dieser be- 
darf, so fliesst der Ueberschuss nach Aussen ab, und es entsteht 
weiter nur der Nachlheil unnöthigen Münzkostenaufwands. 

Der umgekehrte Fall aber findet mit der Scheidemünze 
Statt. Wird ihrer zu viel ausgegeben, so fliesst nichts von ihr 
auswärts ab; denn sie ist Zahlmarke, wenigstens zu einem Theil 
ihres Nennwerths Kreditgeld , welches sich nur da aufhalten 
kann, wo es zur Einlösung und zur Annahme kommt, es darf 
sich von den Kassen des emittirenden Staates oder aus dem 
Verkehrskreise, welchen der betreffende Staat frei oder zwangs- 
mässig mit seinem Kredite beherrscht, nicht zu weit entfernen. 

Die Einlösungsgelegenheit wäre aber gewöhnlich in dem 
emittirenden Staat, auch wenn er die Einlösung auf Verlangen 
bei seinen Kassen umfassend angeordnet hätte, doch eine zu 
beschwerliche, um die Scheidemünze, wenn sie zu massenhaft 
in Umlauf kommt, alsbald wieder in die Staatskassen zurückzu- 
werfen, etwa in ähnlicher Weise, wie eine momentan ausge- 
dehnte Banknotencirculation mit dem Nachlassen des Verkehrs- 
bedürfnisses an Geldsurrogaten wieder sich zusammenzieht; der 
Unterschied in letzterer Beziehung kommt daher, dass die Schei- 
demünze in den tausend kleinen und sich weit verzweigenden 
Verkehrsadern, die Banknote in den durch die Banken laufenden 
Arterien des grösseren Waaren- nnd Kreditverkehrs umläuft. 
Eine zu starke Emission der Scheidemünze hat daher nicht einen 
gewissen natürlichen Sättigungspunkt des Verkehrs zur Schranke, 
sondern sie expandirt zunächst ungehindert, indem sie die grobe 
Münze austreibt und sich selbst an deren Stelle setzt. 

Als nächste Folge ergiebt sich ein Seltenwerden der gro- 
ben Münzen, Scheidemünze vertritt ihre Stelle auch bei grösseren 
Zahlungen. Dann aber kann in verschiedenem Grade dieselbe 
Erscheinung eintreten, wie bei dem in zu grosser Menge aus- 
gegebenen, factisch oder kraft Zwangskurses uneinlösbaren Pa- 
piergelde. Es ist ein Agio der groben Wechselmünze gegen 
Scheidemünze oder eine Kursentwerthung der Scheidemünze im 
Anzüge. Ob dieser Fall zum Ausbruch gelangt, kommt auf den 
Grad der Missverwaltung des Scheidemünzwesens und auch auf 
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kommerzielle Conjuncturen an. Wenn auch der Missstand nicht 
mehr in ähnlichem Maasse eintreten wird, wie in früherer Zeit, als 
man 1600 statt 288 (14 X 24) Groschenstücke aus der Mark fein 
prägte und 40 — 50 Groschen statt 24 für einen Thaler gezahlt 
wurden, so sind doch die aus zu grosser Scheidemünzcirkulation 
hervorgehenden Missverhällnisse bis in die neueste Zeit herein 
gross genug gewesen, um in dieser Beziehung eine reine Münz- 
politik mit aller Slrege für die Zukunft anzuempfehlen; kommt 
doch ausserdem auch noch die wirtschaftliche Rücksicht sehr 
in Betracht, den grösseren Verkehr von dem zeit- und mühe- 
raubenden Zahlen grösserer Summen in Scheidemünze zu be- 
freien. 

Worin die rechten Mittel der Sicherheil bestehen, kann nicht 
zweifelhaft sein. Aus dem Charakter der Scheidemünze als für 
den kleinen Verkehr und für Ausgleichung bestimmter Zahl- 
markeu geht hervor 1) dass sie wie jede, auf Kredit beruhende 
Zahlmarke einlösbar sein muss , 2) dass sie nur dem kleinen 
Verkehr wirklich diene. 

In letzterer Beziehung wäre es nun offenbar unausführbar 
und auch zu weit gegangen, wenn man die Scheidemünze bei 
Zahlungen, welche den Werlh der kleinsten groben Kurantmünze 
erreichen, gesetzlich ausschliessen wollte; es lässt sich weiter 
nicht gehen, als sie vom Publikum selbst facultativ für Zahlungen 
der genannten Art ausschliessen zu lassen : daher die ganz rich- 
tige Bestimmung in Artikel 14 des Hauptvertrages, dass Niemand 
in irgend einem der vertragenden Staaten genöthigt werden 
dürfe, eine Zahlung im Werth der kleinsten groben Kurantmünze 
und darüber in Scheidemünze anzunehmen. 

Die andere Forderung anbelangend, dass die Scheidemünze 
bei einem zeitlichen Ueberfluss an die emittirenden Kassen zu- 
rückfiiesse, um den Gesammlorganismus der Circulation rein zu 
erhalten und das Kleinverkehrsgeld nicht in die Adern des Gross- 
verkehrs treten zu lassen, so wird sie durch die liberalste Dar- 
bietung von Einlösungsgelegenheit bei den öffentlichen Kassen 
noch nicht erfüllt werden. 

Die Einlösungsgelegenheit bietet der neue Vertrag wirklich 
in liberalerem Maasse, als diess bisher stattfand. In den Münz- 
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konventionen Ende der dreissiger Jahre hatten die einzelnen 
Staaten die Verbindlichkeit übernommen, die Scheidemünzen in 
Summen von hundert Thalern in Norddeutschland und von hun- 
dert Gulden in Süddeutschland an bezeichneten Kassen gegen 
grobe Münze einzuwechseln. Diese Verbindlichkeit ist durch 
den letzten Absatz von Artikel 15 der Januarkonvention dahin 
ausgedehnt, dass die zum Umtausch präsenlirte Summe bei der 
Silberscheidemünze bis zu 20 Thaler oder 40 Gulden, bei der 
Kupferscheidemünze bis zu 5 Thalern oder 10 Gulden herab- 
gehen darf; Ziffer 3 von Separatartikel VIH bestimmt hiezu, dass 
die Umwechselungskassen öffentlich bekannt zu machen sind 
und dass sich die vertragenden Regierungen über die desshalb 
getroffenen Anordnungen unter Angabe der Zahl der Umwech- 
selungskassen gegenseitige Mittheilung machen. 

Gleichwohl dürfte es leicht sein, wahrscheinlich zu machen, 
dass auch diese Ordnung der Einlösung ihren Zweck noch illu- 
diren wird, ja, dass jede Art der Einlösung den vorgehabten 
Zweck allein nicht erreichen wird. 

Welcher Geschäftsmann wenn Silberscheidemünze im Betrag 
von über 40 Gulden oder 20 Thalern sich in seiner Kasse an- 
häuft, wird dieselbe sortiren, um sie dann — mit Kosten — an 
die öffentlichen Kassen der verschiedenen Staaten in den statt- 
haften Beträgen einzusenden? 

Man hat — um den Aufwand zu vermeiden — von Seiten 
der Geschäftswelt (Guiachten mehrerer Handelskammern) vor- 
geschlagen, die münzverbundenen Staaten sollen die Verpflich- 
tung übernehmen, ihre Scheidemünze wechselseitig bei den er- 
wähnten Umwechselungskassen einzulösen. 

Allein diese Reciprocität ginge doch wohl nur dann vom 
Grundsatz billiger Gleichheit aus , wenn sämmtliche Staaten ihre 
Scheidemünzcirculation auf ein gleichmässiges Maass pro Kopf 
ihrer Bevölkerung bereits reducirt hätten. Ohne diese Voraus- 
setzung würde sich z. B. die übermässige Scheidemünzcirculation 
der süddeutschen Staaten nach Norddeutschland ergiessen oder 
die norddeutschen Staaten müssten Opfer an Transportkosten 
bringen, um die unsaubere Einwanderung wieder auf dem Schübe 
los zu bekommen. Ersleres wäre allerdings die einfachste Lösung 
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des Problems, den süddeutschen etnbarras des richesses an 
Scheidemünze zu beseitigen, aber Norddeutschland wird die süd- 
deutsche Scheidemünze weder bei sich behalten, noch mit Kosten- 
aufwand immer wieder fortschaffen wollen. 

An eine Solidarität der Kassen der vertragenden Staaten 
in Umwechselung der gegenseitigen Scheidemünze kann daher 
ohne vorgängige Purification und Reduction des süddeutschen 
Scheidemünzwesens unseres Erachtens gar nicht gedacht werden. 
Man hat auch wohl zu bedenken, dass durch eine derartige 
Solidarität der Umwechslung eine solche Vermischung von allerlei 
nach Form , Bildniss , Münzfuss , Legirung etc. verschiedenen 
Münzen durchs ganze Vereinsgebiet befördert werden würde, 
wie sie einem der ersten münzpolitischen Grundsätze (möglichst 
geringe Anzahl der cirkulirenden Sorten^ widersprechen würde. 

Selbst wenn die öffentlichen Kassen die Scheidemünzen in 
kleineren Minimalsummen, als die festgesetzten sind, überall an- 
nehmen würden, so ist doch gar nicht daran zu denken, dass 
hiemit allein schon die Scheidemünzcirculation auf ein dem Be- 
darf des Kleinverkehrs sich stets anschmiegendes Maass niederge- 
halten würde, etwa so wie es bei der auf Verlangen zahlbaren 
Banknote (wenigstens bei deren gröberen Appoints) thatsächlich 
der Fall ist. Es muss schon weit gekommen sein, bis der kleine 
und mittelgrosse Verkehr die Scheidemünze selbst dann zu den 
öffentlichen Kassen trägt, wenn diese die Scheidemünze sämmt- 
licher münzvereinter Staaten und in kleinsten Beträgen zur 
Umwechslung gegen grobe Münzen annehmen würden. Man 
rollirt lieber und sucht der übermässig vorhandenen Scheide- 
münze hiedurch den Charakter der groben Münze und die Qua- 
iification zu grösseren Zahlungen zu geben. 

Wer Gelegenheit hat, den süddeutschen Geld verkehr ge- 
nauer zu beobachten , weiss . in wie grossen Massen Scheide- 
münzrollen für grosse Zahlen circuliren. Die Folge ist, dass 
sie ein entsprechendes Aequivalent grober Kurantmünze austreiben, 
und allmahl ig den Münzfuss angreifen. Die Darbietung der leich- 
testen Gelegenheit zur Einlösung gegen grobe Münze wird an 
sich diesen Missbrauch noch nicht mit der Wurzel ausreissen. 
Die Scheidemünze rollt, im Unterschied von der einlösbaren 
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Banknote, durch die kleinen Verkehrsadern und nicht durch die 
Pulsadern des grossen Waaren- und Kredit-Verkehrs, aus welchen 
sich die Banknoten bei etwaiger Uebermasse gleichsam von selbst 
wieder in die Emissionskassen zurückergiessen. Der Grundsatz 
der Einlösbarkeit , noch so liberal ausgeführt, sichert also für 
sich allein noch nicht gegen die gefährlichen Störungen, welchen 
das Geldsyslem durch übertriebene Emission von Scheidemünze 
von jeher ausgesetzt gewesen ist. Immerhin aber ist seine An- 
wendung eine Forderung der Kreditgeldeigenschaft, welche die 
Scheidemünze an sich trägt. Wie die auf Verlangen zahlbare 
Banknote für die Reinerhaltung des Geldsyslems tauglicher und 
ungefährlicher ist als beliebig vermehi bares, uneinlösbares Staats- 
papiergeld mit Zwangkurs, so die auf Verlangen gegen grobe 
Münze umzuwechselnde Scheidemünze tauglicher als die nicht 
umzuwechselnde. Im Nothfalle, d. h. bei Ueberschwemmung mit 
Scheidemünze, wird nicht nur der ausländische, sondern auch 
der inländische Verkehr sich des Mittels bedienen, um sich des 
die gesetzliche* Valuta afficirenden Uebermaasses von Scheide- 
münze zu erwehren und sich die für grössere Zahlungen allein 
geeigneten groben Kuranlmünzen so viel möglich zu erhallen. 

Absolute Bürgschaft gegen die von übermässiger Scheide- 
münzausgabe dem Mütizsyslem drohenden Gefahren konnte nur 
dadurch geschaffen werden, dass man sich über ein nach der 
Kopfzahl der Bevölkerung angesetztes Circulationsmaximum einigte. 

Dass die vertragenden Regierungen auf diesem Wege so 
weit vorgegangen sind, als sich vorläufig überhaupt gehen 
Hess, sehen wir als eines der dankenswerlhesten Resultate der 
Münzvereinbarung an. Vieles bleibt für die süddeutschen Staaten 
noch zu thun übrig, aber so viel jetzt geschehen konnte, ist 
geschehen. 

In Separatarlikel VIII kommen die Staaten der Thalerwährung 
und der östreichischen Währung überein, dass der gesammte 
Scheidemünzumlauf eines jeden dieser Staaten auf den Betrag 
von 5 / 6 Thaler, beziehungsweise 1 ','4 Gulden pro Kopf der Be- 
völkerung zu beschränken sei, bis etwa ein anderes Maximum 
unter diesen Staaten vereinbart werden sollte, was denselben 
vorbehalten bleibe. 
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Fünf Sechsleisthaler Scheidemünze für den Kopf der Bevöl- 
kerung ist nach Allem, was über den Bedarf des Verkehrs an 
Scheidemünze nach in- und ausländischer Erfahrung berechnet 
worden ist, keinenfalls ein zu liberales Maximum zu nennen. 
Zu klein ist es nach allem Anscheine und in Voraussetzung so 
kleiner Kuranttheilslücke, wie der Sechstelsthaler und der Ostreich. 
Viertelsgulden es sind, auch nicht. 

Der Bedarf an Scheidemünze ist ein wechselnder, wie der- 
jenige jeder Münzsorte. Desshalb könnte die vertragsmässige 
Fixation eines Maximums als eine irrationale Beschränkung der 
münzpolitischen Selbstständigkeit der einzelnen Slaalen betrachtet 
werden. Man könnte sagen, die Münzverwaltungen kommen in 
eine ungünstigere Lage, als wenn sie ganz isolirt wären und 
nach freiem Ermessen jederzeit in dein gerade angemessenen 
Maasse etwaigen Verkehrsbedürfnissen entsprechen könnten. Allein 
neben dem so erhobenen Einwand ist auch der Vortheil zu be- 
trachten, welcher in der vertragsmässigen Festsetzung des Maxi- 
mums liegt. Der einzelnen Regierung ist hiedurch eine inter- 
nationale Fessel gegen souveränen Missbrauch der Scheidemünz- 
emission auferlegt. Und des Weiteren nimmt ja der Vertrag 
etwaige Abänderungen durch gegenseitige Uebereinkunft in Aus- 
sicht, was darauf hinweist, dass sich die Regierungen mit dem 
fixen Maximum nicht gegenseitig zu chicaniren gedenken. 

Die Staaten der süddeutschen Währung behalten sich (Se- 
paratartikel VIII, Abs. 2) vor, wegen des zulässigen Maximums 
des Umlaufs der Scheidemünze innerhalb ihres Gebietes gleich- 
falls eine allgemeine Bestimmung unter sich zu vereinbaren; auch 
weiden dieselben in weiterer Ausführung des Artikels 12 der 
Münzkonvention vom Jahre 1845 alsbald eine Frist unter sich 
vereinbaren, innerhalb welcher die Einziehung der alten vor 
Auflösung des deutschen Reichs für die dermaligen Landestheile 
geprägten Scheidemünzen zu erfolgen hat. Schon jetzt aber und 
bis sie eine andere Vereinbarung Irenen werden , wollen die 
gedachten Staaten bei Bestimmung des Gcsammtbetrags, auf 
welchen ihre Scheidemünzen a 1 1 m ä h 1 i g zurückzuführen sind, 
die für die beiden andern Münzsysteme festgestellte Maximal- 
grenze ebenfalls zu Grunde legen. 
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Wenn dieser Entschluss ebenso grossherzig ausgeführt werden 
wird, als er gefasst worden ist, so hat der Januarvertrag ein 
für das süddeutsche Verkehrsleben hochwichtiges Ergebniss ein- 
geleitet. Es wird aber viel gegenseitiger guter Wille dazu ge- 
hören — man darf es sich nicht verhehlen — um die vorstehend 
gegebenen Versprechungen zur Ausführung zu bringen. 

Grosse Opfer und freundliches Entgegenkommen wird schon 
der vertragsmässig in Aussicht genommene „alsbaldige" Einzug 
der Scheidemünze aus der Zeit vor Auflösung des Reiches er- 
heischen. Die Abnutzung dieser noch in grösserer Menge vor- 
handenen Münzstücke erreicht z. Th. die Hälfte des Nennwerths. 
Die Einlösung zum Nennwerlh wird daher sehr kostspielig sein 
(eine Abschätzung ist durch Art. 15 des Vertrags verboten). 
Einige Schwierigkeit wird namentlich der Umstand bereiten, dass 
die Groschenstücke und die noch kleinere Silberscheidemünze 
vielfach ein geradezu unkenntliches oder vielmehr gar kein Ge- 
präge mehr haben. Diese Stücke müssen doch vor Allem be- 
seitigt werden. Wie aber wird man sich über den Kostenpunkt 
der Einziehung vereinbaren? 

Die süddeutschen Regierungen verpflichten sich, ihren Scheide- 
münzumlauf allmählig auf die für die beiden andern Münzsysteme 
gellende Maximalgrenze zurückzuführen. Um an dem „almälig" 
keinen Anstoss zu nehmen, muss man sich einen ungefähren 
Begriff von den Opfern zu machen suchen, welche zur striclen 
Erfüllung der gemachten Zusage nölhig sind. 

Nach den niedersten Schätzungen rechnet man die Summe 
der süddeulschen Scheidemünze auf 3 Gulden per Kopf der Be- 
völkerung, nach Anderen erreicht sie 4 fl. per Kopf. Nehmen 
wir den Durchschnitt mit 3'/* Gulden auf 9 — 10 Millionen Seelen, 
so erhält man 9'/2 X 3'k = 33 Mi». Fl. sütld. Der vereinbarte 
Maximalsatz zirculirender Scheidemünze per Kopf der Bevölkerung 
ist 5 / 6 Thlr. oder 1 Vi fl- süddeutsch, es dürften also später nicht 
mehr als 15 Mill. Fl. süddeutsche Scheidemünze zirculiren; so- 
nach wären gegen 18 Mill. Gulden einzuziehen. Die einge- 
zogenen Scheidemünzen müssen vor Allem die abgegriffene und 
geringhaltige alte Landmünze in sich begreifen, wenigstens erfor- 
dert diess eine gesunde Münzpolitik gebieterisch. Dann aber 
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dürfte die Annahme eines Einzugsverlustes von '/3 des Ncnn- 
werthes durchschnitllich eher zu niedrig als zu hoch gegriffen 
sein. Der zu gewärtigende Verlust würde hienach '/3 X 16 
oder 5 — 6 Mill. Gulden betragen. Diess wäre ein Opfer, welches 
man billiger Weise nur allmälig von den süddeutschen Staats- 
kassen und Steuerpflichtigen verlangen kann. Der successive 
Einzug ist ohnediess auch dadurch geboten, dass man bei der 
Unsicherheit aller Hypothesen über den gegenwärtigen Betrag 
der süddeutschen Sclieidemünzcirciilation erst die eventuelle Er- 
fahrung über das gebotene Maass des Scheidemünzeinzugs be- 
fragen muss. 

Es ist hier der Ort, uns über die Aufnahme des süddeutschen 
Viertelguldenstückes unter die Kurantmünzen nachträglich aus- 
zusprechen. 

Die Annahme dieser neuen Münzsorte scheint uns nament- 
lich mit Rücksicht auf das bestehende Uebermaass der Scheide- 
münze in Süddeutschland kein glücklicher Griff. 

Die Scheidemünze zircuiirt in mehr als hinreichender Menge, 
um allen unter einem halben Gulden liegenden Zahlungsbedürf- 
nissen zu genügen; sie würde sonst bis jetzt nicht so massen- 
haft in Rollen geschlüpft sein , um selbst an Stelle der groben 
Münze zu fungiren. Wesshalb nun eine kleine Kurantsorte aus- 
prägen, welche nur noch mehr gröbere Münze verdrängen muss, 
eine Kurantmünze, welche bei ihrer Kleinheit verhältnissrnässig 
grosser Abnutzung ausgesetzt ist und daher ausser bei grossem 
Aufwand der Münzverwaltung doch zum Niveau der Scheide- 
münze herabsinken muss? Einen bequemen Gleichwerlh gegen 
die Theilstücke der beiden andern Systeme besitzt der Viertelgulden 
auch nicht, diese Rücksicht kann seine Annahme nicht empfohlen 
haben. Bei dieser sehr zweifelhaften Nützlichkeit des Viertel- 
guldens süddeutsch wäre vielleicht zu wünschen, dass von der 
Bcfugniss zu seiner Ausprägung Seitens der süddeutschen Staaten 
gar kein Gebrauch oder wenigstens ein sehr massiger gemacht 
würde. 

Artikel 15 des Hauptvertrags enthält taugliche Bestimmungen 
über Herabsetzung und Ausserkurssetzung (nur zulässig nach 
Verfluss einer drei Monate vor ihrem Ablauf bekannt gemachten 
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vierwöchigen Einlösungsfrist) und setzt weiter fest, dass die 
Scheidemünze, deren Gepräge durch Circulation und Abnutzung 
undeutlich geworden ist, „allmählig" zu dem ihr jeweilig beige- 
legten Werthe eingezogen und umgeschmolzen werde. Nach 
Art. 1 7 findet die Verbindlichkeit der Staatskassen zur Annahme 
nach dem vollen Werthe weder bei den Scheidemünzen , noch 
bei den groben Silbermünzen Statt, wenn die betreffenden Stücke 
durchlöchert oder im Gewichte anders als durch gewöhnlichen 
Umlauf verringert oder wenn sie verfälscht sind. 

Diese Festsetzungen machen sämmtlich keine Erörterung 
nöthig. 

Die Goldausmünzung. 

Die Bestimmungen über die Goldausmünzung haben uns 
nachträglich, nachdem wir sie nach dem Wortlaute des Vertrags 
zu betrachten und zu beurtheilen vermochten, eigenthümliche, 
sehr wechselnde Gefühle eingeflösst. 

Zuerst ist man geneigt, eine eiserne Consequenz zu be- 
wundern, welche sich in ihnen zur Aufrechterhaltung der reinen 
Silberwährung gellend macht; dann findet man in ihnen wieder 
eigentlich nur, dass schon halb mit der perhorrescirten Gold- 
währung ein geheimer Friede geschlossen ist; man findet einen 
stürmischen Uniformirungsdrang, mit dem Bestehenden ganz und 
gar brechend und nirgends an dasselbe anschliessend, und auf 
einen weiteren Blick erkennt man, dass dieses Bestehende durch 
verschiedene Hinterthüren wieder zugelassen und aufrechterhallen 
wird. Bei den Vereinbarungen über die Goldcirkulation prägt 
es sich aus, dass bei der Münzkonferenz auf der einen Seite 
des Wagbalkens die Silber-, und auf der anderen die Gold- 
Währung, auf der einen Seite die Absicht etwas Definitives und 
Konsequentes zu schaffen, gezogen hat, während auf der andern 
Seite die Absicht provisorischer Einigung und möglichst geringer 
Aenderung des Bestehenden auftrat. Indem der Kampf zwischen 
den verschiedenen Anschauungen nicht zum entschiedenen Siege 
der einen oder andern, sondern zu einem Kompromiss aller 
Standpunkte geführt hat, musste es sich ergeben, dass die wirk- 
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lieh getroffenen Maassregeln halbe, wahrer Konsequenz entbehrende, 
geworden sind. 

Doch drängen wir ein weiteres Raisonnement vorläufig zu- 
rück und fassen zuerst das Thatsächliche der über die Goldaus- 
münzung und Goldzirculation vereinbarten Bestimmungen über- 
sichtlich zusammen. 

Es sind zwei Vereinsgoldmünzen neu geschaffen. Art. 18 
motivirt und definirt diese Schöpfung folgendermaassen : Zur 
weiteren Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs und zur För- 
derung des Handels mit .dem Auslande werden die vertragenden 
Staaten auch Vereins-Ha nde Is-Münzen in Gold unter der Be- 
nennung Krone und halbe Krone ausprägen lassen, und 
zwar: 

1) Die Krone zu '/so des Pfundes feinen Goldes, also mit 
10 Gramm fein. Goldes 

2) die halbe Krone zu Vioo des Pfundes feinen Goldes, also 
mit 5 Gramm fein. Goldes. 

„Andere Goldmünzen werden die vertragenden Staaten nicht 
ausprägen lassen; ausnahmsweise behält sich Oestreich vor, 
Dukaten in bisheriger Weise bis zum Schlüsse des Jahres 1865 
auszuprägen." 

Im Artikel 19 wird die Mischung und zulässige Abweichung 
festgestellt. Das Mischungsverhältniss der Vereinsgoldmünze ist 
auf 900 Tanscndlheile Gold und 100 Tausendtheile Kupfer be- 
stimmt; es werden demnach 45 Kronen und 90 halbe Kronen 
ein Pfund (Brutto) wiegen. Die Abweichung im Mehr oder 
Weniger darf im Feingehalt nicht mehr als zwei Tausendtheile, 
im Gewicht bei dem einzelnen Stücke (Krone oder halbe Krone) 
nicht mehr als 2'/* Tausendtheile seines Gewichtes hetragen. 
Für die Bestimmung des Feingehaltes der Goldmünzen soll durch- 
aus das in einer besonderen Verlragsbeilage ausfürlich verein- 
barte Probirverfahren zur Anwendung kommen. 

Vereinsgoldmünzen, welche das Normalgewicht von V45, be- 
ziehungsweise V90 des Pfundes mit der statthaften Gewichtsab- 
weiehung von ^ö naben (Passirgewichl) , sollen bei allen Zah- 
lungen als vollwichtig gelten. 

Die Controle über den Vollgehalt der gegenseitigen Vereins- 
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goldmünzen, eventuell die Einzugsverbindlichkeit eines schlecht 
geprägten Jahrgangs, findet ganz nach Art. 6 des Hauptvertrags 
und nach Separatartikel VI, d. h. ganz nach den diessfalls für 
die Vereinssilbermünzen geltenden Bestimmungen Statt (Art. 20 
und Separatart. X). 

Nach Artikel 20 werden die vertragenden Staaten keine 
Verpflichtung übernehmen, diejenigen Vereinsgoldmünzen, welche 
in Folge der Circulation, Abnutzung u. s. w. eine Verminderung 
des ihnen ursprünglich zukommenden Metallwerthes erfahren 
haben, auf öffentliche Kosten einzuziehen oder nach ihrem ur- 
sprünglichen Metallwerthe bei ihren Kassen anzunehmen. 

Vereinsgoldmünzen , welche das P a s s i r gewicht nicht er- 
reichen und an Zahlungsstatt von den Staatskassen und von den 
unter Autorität des Staates bestehenden öffentlichen Anstalten, 
namentlich den Geld- und Kreditanstalten, Banken u. s. w. an- 
genommen worden sind, dürfen von den Staatskassen und den 
letztgedachten Anstalten nicht wieder ausgegeben werden; bei 
Annahme solcher Goldstücke kann ein dem Minderwerlh ent- 
sprechender Werthabzug stattfinden, welcher bei Zahlungen an 
die Staatskassen für jedes an dem Normalgewicht fehlende 
Vio Tausendtheil des Pfundes, (d. h. für je 50 fehlende Milli- 
gramme), unter Zuschlag von Vi % des Kassenkurses für die 
Kosten der Umprägung, zu bestimmen ist. 

Die den vorstehenden Bestimmungen zu Grunde liegende 
Tendenz , welche zu geringhaltig (unter dem P a s s i r gewicht) 
geprägte Vereinsgoldmünzen zu beseitigen bestrebt, macht sich 
hinsichtlich der abgenützten Vereinsgoldmünzen durch Ziffer 2 
des Separatartikel XI gellend, soferne hier bestimmt ist: „den 
vertragenden Staaten bleibt es überlassen, durch Gesetz oder 
Verordnung die Bestimmung zu treffen, dass die Vereinsgold- 
münzen, deren Gewicht im Weniger von dem gesetzlichen Normal- 
gewichte von V45, beziehungsweise '/90 des Pfundes um mehr 
als 5 Tausendtheile desselben abweicht, sobald solche unter den 
an Zahlungsstall an die Staatskassen zu verwendenden Goldmünzen 
zum Vorschein kommen , entweder gegen Gestallung des Gold- 
werthes und mit '/j Prozent Abzug Tür die Umprägungskosten 
zurückgehalten oder den Betheiligten nur dann zurückgegeben 

21* 
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werden, nachdem sie durch Einschnitt oder auf andere Weise zum 
Umlauf als Münzen unfähig gemacht worden sind." Wäre diese 
Bestimmung des Vertrags peremlorisch , statt facultativ, so wäre 
sie noch grösserer Anerkennung werth. Im Allgemeinen sind 
vorstehende Anordnungen zum Zwecke der Aufrechterhaltung 
des Normalgewichts der Vereinsgoldmünzen nur zu billigen. 

Schon der letzte Absatz von Artikel 18 spricht den allge- 
meinen Grundsatz aus, dass der Silberwerth der Vereinsgold- 
münzen im gemeinen Verkehr „lediglich durch das Verhältniss 
des Angebots zur Nachfrage" bestimmt wird und ihnen daher 
die Eigenschaft eines die landesgesetzliche Silberwährung ver- 
tretenden gesetzlichen Zahlmittels nicht beigelegt und zu ihrer 
Annahme in dieser Eigenschaft Niemand gesetzlich verpflichtet 
werden darf. In Ausführung dieses Grundsatzes treffen Artikel 21 
und die zugehörigen Separatartikel folgende Bestimmungen: 

1) Der Goldmünze darf von Seiten des Staates nicht einmal 
für seine eigenen Kassen ein fixer Werth in Silbermünze (Kassen- 
kurs) auf länger als sechs Monate beigelegt werden. Der Kassen- 
kurs darf auch in dieser Ausdehnung nicht willkührlieh bestimmt 
werden. Er darf nicht über denjenigen Werth angesetzt werden, 
der sich aus dem Durchschnitt der amtlichen Börsenkurse jener 
Münzsorle in den vorangegangenen sechs Monaten ergiebt. Und 
zwar sind sämmtliche tägliche Durchschnitte des Preises der be- 
treffenden Münzsorte, eventuell des al marco-Preises, wie sie 
sich auf den näher bezeichneten Börsenplätzen ') ergeben, der 
Berechnung des Kassenkurses zu Grunde zu legen. 

Uebrigens behält jede Regierung sich das Recht vor, ihren 
etwaigen Gold-Kassenkurs selbst innerhalb der betreffenden Periode 
jederzeit abzuändern und nach. Befinden zurückzuziehen. 

Den Bekanntmachungen, durch welche der Kassenkurs be- 



1) Als Börsen für den angedeuteten Zweck sollen angesehen werden: 

a) für die Staaten der Thalerwährung — die Börsen von Berlin, Leipzig, 
Frankfurt a. M , Hamburg und Wien. 

b) für die Staaten der östreichischen Währung die Börsen von Wien, 
Mailand, Triest, Berlin und Frankfurt a. M. 

c) für die Staaten der süddeutschen Währung: die Börsen von Frankf. a. M., 
München oder Augsburg, Berlin, Hamburg und Wien. 
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stimmt wird, ist die möglichste Verbreitung zu geben. Dieselben 
müssen, auch wenn eine Aenderung des Kassenkurses für die 
betreffende nächste Periode nicht beabsichtigt wird, stets vor 
Eintritt der letzteren erlassen werden , und haben zu enthalten : 
Die Angabe des durchschnittlichen Handelskurses während der 
vorangegangenen sechs Monate; den hiedurch bestimmten Kassen- 
kurs; die Zeitdauer der Geltung des letzteren; den Vorbehalt, 
diesen Kassenkurs nöthigenfalls auch vor Ablauf der bestimmten 
Zeit zu ändern; die Erklärung dass dieser Kassenkurs nur für 
die an die Staatskassen zu leistenden Zahlungen gilt. 

2) Die Bestimmung eines Kassenkurses darf fernerhin nur 
für die Vereinsgoldmünzen, nicht für andere Gattungen gemünzten 
Goldes, erfolgen. 

3) Zur Erleichterung der Rechnung kann zwar eine ideale 
Theilung der Krone in zehn Theile unter der Benennung Kron- 
zehntel eingeführt werden und noch weitere Unterabtheilungen 
können beliebt werden. Aber es darf diesen Theilen eine auf 
gangbare Werthsbezeichnungen vereinsländischer SilbermUnzen 
hinweisende Benennung nicht gegeben werden. 

4) Die Tarifirting fremder Goldmünzen, d. h. die Bestim- 
mung des Werthes, über welchen hinaus dieselben im gemeinen 
Verkehr nicht in Zahlung angeboten oder gegeben werden dür- 
fen, kann nur in der Weise erfolgen, dass der wirklich in den- 
selben enthaltene durchschnittliche Goldgehalt — nach Abzug von 
wenigstens ein halb Procent Münzkosten — in Einheiten und 
Theilen der Krone, beziehungsweise in der Landeswährung nach 
dem Kassenkurse der Krone oder nach den für deren Kassenkurs 
bestehenben Vorschriften ausgedrückt wird. 

5) Jeder Regierung bleibt vorbehalten , nach Befinden alle 
und jede auf Silber oder Gold lautende alternative Zahlungs- 
versprechen zu untersagen, ingleichen durch Gesetz oder Verord- 
nung, entweder allgemein oder für besondere Fälle, z. B. für 
Lohnzahlungen und dergleichen, die äusserste Werths- und Ver- 
wendungsgrenze zu bestimmen , innerhalb welcher Vereinsgold- 
münzen im gemeinen Verkehre zu Zahlungen in Silberwährung 
zugelassen werden dürfen ; bei Bestimmung der Werthsgränze 
ist nach den nämlichen Grundsätzen zu verfahren, welche den 



316 D' e deutsche Münzkonvention vom 24. Januar 1857. 

künftig für diese Münzstücke zulässigen höchsten Kassenkurs 
bedingen. 

6) Die vertragenden Staaten werden nicht gestatten, dass 
die unter Autorität des Staates bestehenden öffentlichen Anstalten, 
namentlich Geld- und Kreditanstalten, Banken u. s. w. in einer 
anderen als der gesetzlichen Landeswährung, rechnen und zahlen. 
In dem Falle, dass eine unter Autorität des Staates bestehende 
Anstalt (Braunschweiger-Bank} bereits die Befugniss erhalten hat, 
die von ihr ausgegebenen zum Umlauf als Geld bestimmten 
Werthzeichen auch in einer andern, als der gesetzlichen Landes- 
währung in Silber, auszustellen, ist diese Befugniss so bald als 
thunlich und spätestens mit dem Zeitpunkt abzustellen, mit wel- 
chem die gegenwärtige Concession erlischt. 

7) Zu den Bestimmungen, welche die Vereinswährung 
in Silber strenge aufrecht zu erhalten bestimmt sind, zählt auch 
der Ausschluss fremder Silber münzen als gesetzlicher Zahlungs- 
mittel. Mit dieser Bücksicht führen wir, obwohl zunächst von 
den Goldmünzen die Bede ist, die betreffenden Bestimmungen 
hier an : „Es ist selbstverstanden, dass in dem Gebiete der ver- 
tragenden Staaten Silbermünzen fremden, d. h. nicht vereins- 
ländischen Gepräges, die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlmit- 
tels fernerhin nicht beigelegt werden darf; findet sich eine 
Begierung veranlasst, die eingedrungenen fremden Münzen le- 
diglich für den Zweck des gemeinen Verkehrs zu tarifiren, d. h. 
den VVerlh zu bestimmen, über welchen hinaus solche im Ver- 
kehr nicht in Zahlung angeboten und gegeben werden dürfen, 
so soll jener Werth niemals höher bestimmt werden, als sich 
ergibt, wenn das feine Silber, welches in den zu tarierenden 
fremden Münzen gemäss den desshalb angestellten Ermittlungen 
wirklich enthalten ist, nach dem Landesmünzfuss mit Abzug von 
l'/j Procent für Umprägungskoslen berechnet wird. Die An- 
nahme der solcher Art tarifirten Münzen bei den Staatskassen 
ist nur unter der Bedingung zulässig, dass solche nicht wieder 
ausgegeben, sondern als Tiegelgut zum Einschmelzen an die 
Münzstätten abgeliefert werden". 

Die vorstehenden Bestimmungen scheinen eine eiserne theo- 
retische Konsequenz in Durchführung des Grundsalzes der reinen 
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Silberwährung zu athmen. In Wirklichkeit aber sind mehrere 
derselben bedeutend abgeschwächt zu Gunsten der in Betreff des 
Goldumlaufs bestehenden Verhältnisse. 

So ist das Tür Nichtvereinsgoldmünzen aufgestellte absolute 
Verbot eines Kassenkurses im Allgemeinen, und speciell eines 
festen Kassenkurses, bei einem Theil der bisherigen Goldmünzen 
so viel wie nicht in Anwendung gebracht und für einen anderen 
Theil suspendirt, soferne Separatartikel XII bestimmt: 1) Die 
Bestimmung des Art. 21 Punkt b des obigen Vertrags soll die- 
jenigen Begierungen, welche für die bisherige Landesgoldmünze 
einen festen, ein für allemal bestimmten Kassenkurs bereits 
früher angeordnet haben, nicht verpflichten, diesen Kassenkurs 
sofort aufzuheben, beziehungsweise die Goldmünzen einzuziehen ; 
es wird jedoch vorausgesetzt, dass jene Begierungen Sorge 
tragen werden, das bestehende Verhältniss durch „allmählige" 
Einziehung der betreffenden Landesgoldmünzen zu beseitigen. 
Selbstverständlich darf für diese Goldmünzen ein anderer als der 
bisher bestandene Kassenkurs nicht eingeführt werden. 2") Den- 
jenigen Begierungen , welche für ihre landesgesetzlichen Gold- 
münzen einen veränderlichen Kassenkurs bisher angeordnet 
haben, bleibt freigestellt, denselben längstens bis zum 31. März 
1862 in bisheriger Weise zu reguliren, wogegen sie von diesem 
Zeitpunkt an für andere Goldmünzen, als für Kronen und halbe 
Kronen, einen Kassenkurs nicht bestimmen werden." 

Hiedurch ist das Verbot eines Kassenkurses wohl für sämmt- 
liche bestehende Landesgoldmünzen wenigstens auf fünf Jahre ein 
leerer Buchstabe. Die bisher mit festem Kassenkurs versehenen 
Landesgoldmünzen werden auch weiterhin mit derselben Eigen- 
schaft fortbestehen können. Für ihren „allmähligen" Einzug 
enthält die Münzkonvention keine andere genau bestimmte Ver- 
bindlichkeit, als die in Separatartikel IX Ziffer 3 gegebene : dass 
diejenigen Goldmünzen älteren Gepräges, welche bei den St.-Kassen 
eingehen und nicht mehr vollwichtig, beziehungsweise über das 
gesetzlich bestehende Passirgewicht hinaus am Gewichte verrin- 
gert sind, nicht wieder ausgegeben werden dürfen. Hiedurch 
allein aber ist nur ein sehr langsamer Einzug bedingt, nament- 
lich wenn man in Erwägung nimmt, dass nicht vollwichtige 
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Stücke Iheils wegen des zu befürchtenden Werthabzuges von den 
öffentlichen Kassen werden ferne gehalten werden, theils bei 
lebhaftem Verkehr nicht eben immer scharf genug werden ge- 
wogen werden können. 

Das Verbot, dem mathematisch denominirten „Kronzeh n- 
tel" und seinen (beliebigen) weiteren Untereinlheilungen eine 
auf gangbare Werthbezeichnungen vereinsländischer Silbermünzen 
hinweisende Benennung zu geben, wird praktisch kaum die er- 
wartete Wirkung äussern. Karmarsch theilt mit, dass Han- 
nover — schwerlich ohne alle Verabredung mit anderen Staaten 
— das Kronzeh ntel (= 1 Gramm fein Gold) in dreissig Theil 
und jeden dieser Theile wieder in zehn Theile (heilen will. 
Hierin liegt eine merkwürdige Accomodalion an den hamburgi- 
scher Seits vorgeschlagenen Fuss der alldort gewünschten Gold- 
währung, wonach der Neuthaler von 1 Gramm feinen Goldes zu 
Grunde gelegt werden soll. Durch die weitere Theilung in 30 
Theile ä ,0 /io erhält man vielleicht eine von den deutschen See- 
Handelsstädten her durch Hannnover vordringende Goldthalerwäh- 
rung mit 30 Groschen zu je 10 Pfennigen nur ohne die Namen. 
Kar marsch bemerkt hiezu mit vollem Grund: „So wird die 
Goldwährung, gegen welche die Münzconferenz so scharf zu 
Felde gezogen ist, hinter dem freilich sehr durchsichtigen Vor- 
hang, fertig gemacht, und wenn man eines Tages aufzieht, so 
ist die Sache mit einer einfachen offiziellen Namengebung ab- 
gelhan." 

Auch die weitere Bestimmung, wonach den Banken, über- 
haupt den unter Autorität des Staates bestehenden Öffentlichen 
Anstalten, verboten sein sollte, in einer anderen als der gesetz- 
lichen Landeswährung zu rechnen und zu zahlen, ist sofort 
völlig wieder aufgegeben worden. Und mit Recht, man hätte 
ein cave a consequentariis ausrufen müssen, wenn diese in die 
Verkehrsfreiheit tief eingreifende und dabei sicherlich unnöthige 
Bestimmung der theoretischen Konsequenz zu liebe zu praktischer 
Gellung gekommen wäre, was durch eine Interpretation im 35. 
Conferenzprotokoll abgewendet ist. Es heisst an letzterem Orte: 
„Den genannten Anstalten bleibt auch für die Zukunft gestattet, 
Verpflichtungen in Goldmünzen zu übernehmen und zu erfüllen, 
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auch über diese Geschäfte besonders Buch zu führen, so wie 
nach freier Uebereinkunft Geschäfte in fremden Münzen zu 
machen". 

Aus allen vorstehenden Bemerkungen geht hervor, dass der 
ostensible Rigorismus der reinen Silberwährung gegen die Gold- 
circulation, namentlich gegen die älteren Landesgoldmünzen, nach 
mehreren Seiten ziemlich lax und geschmeidig gegen das Be- 
stehende wird. 

Noch erübrigt uns, zu einem Urtheil über die neuen Ver- 
einsgoldmünzen an sich und über ihre muthmassliche Zukunft 
zu gelangen. 

Zweckmässig ist, dass man nicht zu kleine Goldmünzen ge- 
wählt hat. Die halbe Krone ist nahe an 5 Silberthaler werth, 
wenn man die gegenwärtige Werthrelation von 1 : 15'/j (Silber 
zu Gold) zu Grunde legt. Diess ist nach der Erfahrung der 
Münzkundigen ungefähr die für Goldmünzen noch zweckmässige 
Stückelung. 

Die Legirung von 900 : 100 ist die französische und an 
sich zweckmässig. 

Nicht zweckmässig aber ist es, dass man ein Pfund feinen 
statt legirten oder Präge-Metalls zu Grunde gelegt hat. Es hätte 
im letzteren Fall gehabt : 

Feingewicht Bruttogewicht 

10 Gramm 

5' 

11,111.. , 
5,555.. „ 

In ersterem Falle hätte man also sowohl für Krone als für 
Brutlogewicht einfache Gewichts- Verhältnisse erhalten , jetzt hat 
man gerade für das Bruttogewicht, dessen Gewichtseinfachheit 
wohl das erheblichere praktische Interesse hat, ganz unbequeme 
Verhältnisse. 

Während bei der Eruirung der neuen Si lbermünzfüsse 
nachgewiesenermassen das Bestreben maassgebend war, sämmt- 
liche bestehende Münzfüsse ohne Umschätzung oder Umprägung 
der circulirenden MUnzen mit den neuen Verhältnissen zu ver- 



die Krone 


9 


die halbe Krone 


4,500 


Es hat jetzt: 




die Krone 


10 


die halbe Krone 


5 



320 Die deutsche Münzkonvention vom 24. Januar 1857. 

schmelzen und während die bei den Münzen gesetzlicher Wäh- 
rung wesentlichere Uniformität und die ebenda nöthigere Präcision, 
in Bezug auf Reinerhaltung des Miinzfusses und in Bezug auf 
Einzug der bei einer heslimmten Abnutzungsgrenze angelangten 
Stücke, nicht völlig erzielt werden konnte, hat man auf der an- 
dern Seite zwei Vereinsgoldmünzen vereinbart, welche, da neue 
Stücke der alten Landesgoldmünz -Sorten nicht mehr geprägt 
werden dürfen, zur Alleinherrschaft gelangen zu sollen scheinen, 
und welche zum Theil den vorsichtigsten münzpolizeilichen Be- 
stimmungen unterworfen sind. 

Wir sind weit entfernt, letzteres zu tadeln oder die bei der 
Eruirung der neuen Silbermünzfüsse beobachtete Schonung des 
Bestehenden verkennen zu wollen; wir haben uns in letzterer 
Beziehung oben deutlich genug ausgesprochen. Nur drängt sich 
uns der Gedanke auf, als habe man mit einer möglicherweise 
nöthig werdenden Goldwahrung im Voraus einen halben Frieden 
schliessen wollen. 

Freilich wäre es dann mehr als fraglich, ob der gewählte 
Goldmiinzfuss der für eine solche Eventualität geeignetste sein 
würde. Wenn in dem Falle des Uebergangs zur Goldwährung 
die dann in Circulation befindliche Silbermünze als Scheidemünze 
beibehalten werden wollte unter Reduction des Betrags auf den 
nöthigen Scheidemünzbedarf und unter Erhöhung des Nennwerths 
um 10 — 14 Procent über den Metallwerth , so Hess sich gewiss 
eine tauglichere Wahl des Goldtnünzfusses treffen; etwa 12 
Gramm für die Krone, welche alsdann auf 10 Thaler tarifirt die 
vorhandene Silbercirculation als Scheidemünze sehr bequem zu- 
gelassen und einen ganz leichten Uebergang zur Goldwährung 
gestattet hätte. 

Der Vertrag hegt von den Vereinsgoldmünzen die Erwar- 
tung, „dass sie den Handel mit dem Ausland fördern" werden. 
Wenn man diess überhaupt von einer speciellen Sorte von Gold- 
münzen besonders erwartet, so war es gewiss am Platz, sich 
an die Hauptgoldmünze eines grösseren Handelsvolkes, den So- 
vereign oder das 20-Franken-Stück anzuschliessen, sei es durch 
einfache Annahme oder durch Wahl eines bequemen Vielfachen 
oder Theiles einer solchen Münze. Namentlich wenn man tabula 
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rasa machte und das Bedürfniss des Grosshandels als maassge- 
bend ansah , so hatte es einem sehr praktischen Zwecke ent- 
sprochen, wenn man den Goldmünzfuss mit demjenigen eines 
benachbarten grösseren Handelsvolkes in Uebereinstimmung ge- 
setzt hätte. Dass etwa später, wenn es sich um eine kontinen- 
tale Münzunion jemals handeln wird, Frankreich oder England 
zur deutschen Krone übergehen würden, bloss desshalb weil sie 
10 Gramm fein enthält, wird mehr als problematisch sein. 

Sehen wir aber von den internationalen Diensten , welche 
die Krone leisten soll, ab, und sehen zu, welche Dienste sie dem 
Binnenverkehr zu gewähren berufen ist. 

Es fragt sich dabei zuerst, ob dafür gesorgt ist, dass die 
Vereinsgoldmünzen bald eine beherrschende Rolle in der Gold- 
circulation gewinnen werden. 

In dieser Beziehung wäre zu vermissen, dass keinerlei Aus- 
prägungspflicht verabredet ist. Jeder Staat kann sie in belie- 
biger Menge oder auch gar nicht prägen. 

Die Bestimmung dass fortan andere Goldsorten in den Ver- 
einsstaaten nicht mehr gemünzt werden dürfen, verbürgt ein 
herrschendes Aufkommen der Krone noch nicht. In Preussen, 
Sachsen, Hannover dürfte die bisherige Goldcirculation einem 
Drittel bis Viertel der Silbercirculation gleichkommen. Ihre 
alten Goldmünzen : Dukaten , Pistolen , Friedrichs'dor u. s. w. 
sind zulässig „bei den im Betrieb des Staats befindlichen Ver- 
kehrs- und Gewerbsanstalten, namentlich Berg- und Hüttenwer- 
ken, Eisenbahnen, Posten etc. 8 (Separatart. XII, Z. 5), ferner 
(nach Separatart. IX , Z. 3) „sowohl im gemeinen Verkehr als 
bei den Staatskassen in allen denjenigen Fällen, in welchen nach 
Gesetz oder Vertrag die Verpflichtung auf Gold lautet." Die 
Vereinsgoldmünzen haben somit vor den alten Landesgoldmünzen 
auch gar keinerlei besondere rechtliche Qualifikation voraus, 
wodurch sie besonders aufkommen müssten. Sie werden daher 
gegen die alte Goldcirculation , welche bei grossem Betrag und 
langsamer Abnutzung nicht so schnell im Tiegel verschwinden 
wird, um so gewisser schwer aufkommen, als ihre Ausprä- 
gung in grösserer Menge mehr als zweifelhaft ist. 

Der Umstand, dass die Krone zwischen den umlaufenden 
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Goldsorten in keiner Beziehung eine bequeme Ausgleichungs- 
münze bildet, wird ihre Herrschaft nicht beschleunigen. Der 
Feingehalt der Krone ist gleich demjenigen von : 
34,444 . . . Frks. 

1,36569 . . Sovereign 

1,65782 . . preuss. Friedrichsd'or oder sächs. Augustd'or 

2,90537 . . östr. Dukat. 

1,67864 . . hannöv. Pistolen 

6,64628 . . Golddollars. 
Diese vorstehenden Gleichungen zeigen, dass sich die neue 
deutsche Vereinsgoldmünze geradezu mit allen bedeutenderen 
deutschen und ausserdeutschen Goldmünzen in Opposition setzt. 
Wir beklagen es daher auch nicht, ihr eine nicht sehr bedeutende 
Zukunft dem Obigen zu Folge prophezeien zu müssen. 

Unsere Eingangs ausgesprochenen allgemeinen Betrachtungen 
über die Goldausmünzung glauben wir im Vorstehenden nunmehr 
motivirt zu haben. 

Papiergeld. 

Artikel 22 des Vertrags besagt: „Keiner der vertragenden 
Staaten ist berechtigt, Papiergeld mit Zwangskurs auszugeben 
oder ausgeben zu lassen, falls nicht Einrichtung getroffen ist, 
dass solches jederzeit gegen vollwichtige Silbermünzen auf Ver- 
langen der Inhaber umgewechselt werden könne. Die in dieser 
Beziehung zur Zeit etwa bestehenden Ausnahmen sind längstens 
bis zum 1. Januar 1859 zur Abstellung zu bringen." 

„Papiergeld oder sonstige zum Umlauf als Geld bestimmte 
Werthzeichen , deren Ausgabe entweder vom Staate selbst oder 
von andern unter Autorität desselben bestehenden Anstalten er- 
folgt, dürfen künftig nur in Silber und in der gesetzlich bestehen- 
den Landeswährung ausgestellt werden." 

Der greifbarste Erfolg dieses Artikels wird die Nöthigung 
der östreichischen Regierung zur Aufhebung des für die Noten 
der Ostreich. Nationalbank fortbestehenden Zwangskurses sein, 
beziehungsweise die Wiederaufnahme der Baarzahlung in Oest- 
reich. 

Ob der Artikel die Probe gewisser Staatsnothwendigkeiten 
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aushalten wird, kann nur die Zukunft entscheiden. Uns kommt es 
nur zu , darauf hinzuweisen , wie einerseits durch den Artikel 
das Münzsystem nicht schon gegen alle von Seite der Münz- 
surrogate drohende Gefährde sichergestellt ist, und wie anderer- 
seits der Artikel selbst nach seinem beschränkten Inhalt erst noch 
einer genaueren Entwicklung bedarf, um das in ihm ausgesprochene 
allgemeine Princip zu sicherer praktischer Geltung zu bringen. 

Es wird kaum zu läugnen sein, dass eine Bestimmung wie die: 
dass Einrichtung getroffen sein muss, in gesetzlichem Zwangskurs 
stehendes Papiergeld jederzeit gegen vollwerlhige Silbermünzen 
auf Verlangen des Inhabers umzuwechseln — nur dann erheb- 
lichen Werlh hat, wenn sie genau präcisirt ist. Diess ist in der 
Januarkonvention nicht geschehen. Welcher Schulz ist z. B. dem 
Publikum und der Metallcirculation gewährt, wenn ein Staat 
Papiergeld mit Zwangskurs ausgiebt oder ausgeben lässt und 
dabei nur in seiner Hauptstadt oder an einigen wenigen Filialkassen 
ungenügende Einlösungsgelegenheit gewährt? Und welche Chi— 
canen sind nicht selbst bei diesen wenigen Kassen möglich '), 
während dem Artikel 22 nothdürftig Genüge geleistet wird. 

Nicht abgeschnitten sind Bälle, wie der, dass ein kleiner 
Staat Papiergeld in einem das Bedürfniss seines eigenen Verkehrs 
weit übersteigenden Maasse ausgiebt und in seinem eigenen und 
in den Nachbargebieten die Metallbasis des Geldsystems aflicirt. 
Es können grosse Mengen Slaatspapiergeldes eine Zeit lang ohne 
Drang zur Einlösung umlaufen, die Einlösungseinrichtung kann in 
so lange genügend sein, aber sie kann auch plötzlich unzureichend 
werden. Es ist ferner durch den Vertrag gar keine Sicherheit 
gegen die zu kleinen Banknotenappoints gegeben, welche bei 
zureichendster Umwechslungsgelegenheit den Münzschalz eines 
Landes über Gebühr verringern, ja fast austreiben können. 

Noch verschiedene Gesichtspunkte könnten aufgestellt werden, 
nach welchen über die Geldsurrogate bestimmte Grundsätze zur 



1) Klassisch in seiner Art und denkwürdig ist das Beispiel von Ein- 
lösungschicane , welches öffentlichen Blättern und notarieller Aufnahme zu 
Folge die Thüringer Bank zu Sondershausen geliefert hat, indem sie 16,000 Thlr. 
präsentirter Noten in anderer als Stück für Stück aufgezählter Scheidemünze 
auszulösen «ich weigerte! 
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Sicherung des Münzsystems zu vereinbaren gewesen wären. 
Wir können uns aus Anlass einer Kritik des Münzvertrags in 
genauere Erörterungen hierüber nicht einlassen. Die preussische 
Regierung hat die Zollvereinsstaaten zu Vereinbarungen über 
die Geldsurrogate eingeladen. Wir wünschen diesen Bemühungen 
einen guten Erfolg, glauben aber, dass das vorläufig Notwendigste 
universeller und gewisser erreicht worden wäre, wenn im Münz- 
vertrag neben dem allgemeinen Artikel 22 eine Vereinbarung 
dahin erzielt worden wäre, dass der Staatspapiergeldumlauf auf 
ein Maximum, nach der Seelenzahl berechnet, beschränkt und 
Notenappoints unter einem gewissen Minimalbetrage absolut aus- 
geschlossen werden. Das Münzsystem hätte hiedurch wenigstens 
die notwendigste Sicherheit gegen eine Gefährdung durch das 
Papiergeld einfach erreichen können. 



Art. 23—28 sammt den zugehörigen Separalartik. XVI — XVIII 
enthalten neben transitorischen Bestimmungen u. A. folgende 
Festsetzungen, welche wir zur Vervollständigung des thatsäch- 
lichen Vertragsinhalts hier anfügen : die vertragenden Staaten 
weiden alle Gesetze und Verordnungen , welche zur Regelung 
des Münzwesens im Sinne des gegenwärtigen Vertrags ergehen 
werden, ingleichen die zu deren Ausführung unter einzelnen von 
ihnen etwa zu Stande kommenden Vereinbarungen sich einander 
mittheilen. Nicht minder verpflichten sich dieselben, nach Ablauf 
eines jeden Jahres einen amtlichen Nachweis über die stattge- 
fundenen Ausmünzungen aller Art mit Bezeichnung der ver- 
schiedenen Sorten einander mitzutheilen sowie zu veröffentlichen 
und in beiden Fällen die Gesammtwerthsumme aller seit Annahme 
des bestehenden Landesmünzfusses ausgeprägten Münzen jeder 
Sorte mit angeben zu lassen. 

Der praktisch« und wissenschaftliche Werth dieser Anordnung 
bedarf keiner weiteren Bemerkung. 

FUr den Fall, dass andere deutsche Staaten oder solche 
ausserdeutsche Staaten, welche einem der beiden Zollsysteme 
sich anschliessen , dem gegenwärtigen Münzvertrag beizutreten 
wünschen, erklären die vertragenden Regierungen sich bereit, 
diesem Wunsche durch desshalb einzuleitende Verhandlungen 
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Folge zu geben. Im Schlussprotokoll ist ausführliche Vorsehung 
für den Fall einer Münzvereinbarung mit Parma und Modeha 
getroffen. 

Durch Artikel 27 wird die Datier des Vertrags zunächst bis 
zum Schlüsse des Jahres 1878 festgesetzt. Auch alsdann soll 
derselbe , insofern der Rücktritt von der einen oder anderen 
Seite nicht erklärt oder eine anderweitige Vereinbarung darüber 
nicht getroffen worden ist, stillschweigend von fünf zu fünf Jahren 
als verlängert angesehen werden. 

Es ist aber ein solcher Rücktritt nur dann zulässig, wenn 
die betreffende Regierung ihren Entschluss mindestens zwei Jahre 
vor Ablauf der ausdrücklich festgesetzten oder stillschweigend 
verlängerten Vertragsdauer den mitvertragenden Regierungen 
bekannt gemacht hat, worauf sodann unter sämmtlichen Vereins- 
staaten unverweilt weitere Verhandlung einzutreten hat, um die 
Veranlassung der erfolgten Rücktriltserklärung und somit diese 
Erklärung selbst im Wege gemeinsamer Verständigung zur Er- 
ledigung bringen zu können. 



Wir fassen zum Schluss die Ergebnisse unserer Erörterung 
und Beurtheilung des Vertrags übersichtlich zusammen: 

Eine radikale Umgestaltung im deutschen Münzwesen ist 
durch den Vertrag nicht bewerkstelligt worden. 

Man hat die bestehenden Verhältnisse nicht nur der Silber- 
sondern auch der Goldzirkulation aufs Schonendste angefasst und 
das Gerüste der Gemeinsamkeit nach der Form und dem Zuschnitt 
des vorhandenen Materials aufgezimmert, statt umgekehrt dieses 
Material nach den mathematischen Linien einer ganz neuen Form 
umzuarbeiten. Man hat damit unseres Erachtens den ganz rich- 
tigen, durch Zeit und Umstände gebotenen Weg eingehalten. 
Wir hahen nachgewiesen, dass es schon in Anbetracht der zur 
Zeit ganz unentscheidbaren Alternative: Gold- oder Silberwährung 
ungeeignet wäre, im jetzigen Zeitpunkte radikale Aenderungen 
des Münzwesens vorzunehmen, Aenderungen, welche nach wenigen 
Decennien abermals radikal könnten umgestossen werden müssen. 

Aber, fragt man, hatte es dann überhaupt ein wesentliches 
Interesse , den Vertrag im jetzigen Momente abzuschliessen und 
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hätte man die Dinge nicht noch ein Jahrzehnt oder etwas länger 
im jetzigen Zustand unverändert fortbestehen lassen sollen? 

Wir antworten mit Nein. Es waren einige sehr wesentliche 
Zwecke schon jetzt zu erreichen und sie sind zum Theil erreicht 
worden. Voran stellen wir die Schaffung einer allgemeinen 
Wechselmünze, wie sie im Vereinsthaler gegeben ist; hiedurch 
ist ein entschiedenes Bedürfniss ohne Uinstossung bestehender 
Verhältnisse befriedigt worden. Dass zur Vereinsrnünze der 
Thaler erkoren und dass ihr durch die vereinbarte Assimilation 
der Stücke des alten Vierzehnthalerfusses sofort ein fester Halt 
gegeben wurde, war unumgänglich und zweckmässig unter der 
gegebenen Voraussetzung, dass eine Vereinsrnünze mit möglichst 
geringer Veränderung des Bestehenden ins Leben zu rufen war. 

Eine völlige Münzeinheit ist nicht erzielt worden, aber es 
ist doch gelungen , dreierlei verschiedene Systeme mit einem 
Gebiete von 70 Millionen Menschen zu einer vorläufigen wenn 
auch nicht durchweg fertigen Harmonie zusammen zu schlies- 
sen und in einigen wesentlichen Stücken einheitliche münzpolizei- 
liche Grundsätze zur Gellung zu bringen. Auch uns scheint, 
dass man, selbst ohne völlige Münzeinheit anzunehmen, die Münz- 
konföderation in wesentlichen Beziehungen praktischer und strenger 
gestalten konnte. Wir meinen diess namentlich in der Beziehung, 
dass man, bestimmte Abnutzungsgrenzen wie für die Vereins- 
münzen so auch für die Landesmünzen vereinbaren und darauf 
hin die letzteren allgemein und gegenseitig als gesetzliche Zah- 
lungsmittel anerkennen konnte. Hiedurch erst wäre Verlust im 
gegenseitigen Verkehr forthin abgeschnitten gewesen. 

Das süddeutsche System hat eine Zukunft wohl nicht zu 
hoffen. Der Uebergang zum Thalersystem dürfte empfehlenswerth 
sein, weil er einerseits das Doppelsystem von Gulden und Thalern 
beseitigt, weil der Thaler dem süddeutschen Verkehr bereits 
geläufig ist und daher bestehende Gewohnheit weniger verletzt 
würde, und weil andererseits eine Uebereinstimmung auch mit 
dem östreichischen System indirect erzielt würde. Letzteres wäre 
namentlich dann der Fall, wenn der Uebergang Süddeulschlands 
zum Thalersystem mit einer forthinigen Centesimaltheilung des 
Thalers verbunden wäre, indem dann die Hunderttheile des Thalers 
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zu den Hunderltheilen des Östreichischen Guldens in bequemes 
Verhältniss kommen würden. 

Ueber den Scheidemünzumlauf sind ganz erfreuliche Bestim- 
mungen erzielt worden und noch erfreulicher sind die ausge- 
streuten Keime, welche mit gutem Willen entwickelt zu einer 
durchgängigen Bereinigung des deutschen Scheidemünzwesens 
führen müssen, das wenigstens in Südwestdeutschland sehr im 
Argen liegt. 

Die Festsetzungen über den Goldumlauf suchen, z. Th. mit 
starrer Konsequenz, den Grundsatz der reinen Silberwährung zu 
sichern. Doch ist diese Konsequenz auch mannigfach durch- 
brochen. Die neuen Vereinsgoldmünzen entbehren aller An- 
knüpfung an das Bestehende; ob sie einem etwa noth wendig 
weidenden Uebergang zur Goldwährung Vorschub leisten, ob 
sie ihrem Zweck der Erleichterung des internen und inter- 
nationalen Handels besonders entsprechen werden, möchte nach 
dem Ausgeführten zweifelhaft erscheinen. Es ist daher fast 
erfreulich zu nennen, dass ihnen eine dominirende Stellung durch 
den Vertrag nicht gesichert ist und dass ihnen eine solche wahr- 
scheinlicher Weise auch nicht von selbst zufallen wird. 

Der Artikel 22 mit seiner Eindämmung des Zwangskurses 
von Papiergeld ist sehr erfreulich, bedarf aber ebenfalls weiterer 
Entwicklung, wenn das Münzsystem gegen die möglichen Störungen 
Seitens der Geldsurrogate gesichert erscheinen soll. 

Somit hat der Vertrag einige wesentliche und brauchbare 
Resultate erzielt, noch mehr vielleicht Keime ausgestreut, welche 
erst entwickelt werden müssen und theilweise auch nur langsam 
sich entwickeln können. 

Dass überall mit der Absicht verfahren worden ist, Verein- 
barungen und Neuschöpfungen unter möglichster Schonung des 
Bestehenden zu erzielen, wird man am Wenigsten tadeln können, 
wenn man die ganze Unsicherheit der Constellation, welcher das 
Münzwesen im Allgemeinen zur Zeit unterstellt ist, in billige 
und besonnene Erwägung nimmt. 
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